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Wien hat immet ? Saison

17 . Dezember ( HK) In der Sendereihe ‘'Wiener Probleme 1’ von

Radio Wien sprach Bürgermeister Jonas Sonntag , den 16 , Dezember,

über den überraschenden Aufschwung des Fremdenverkehrs in Wien.

Der Bürgermeister führte aus:
"Wenn ein Jahr zu Ende geht , pflegt man auf die Ereignisse

zurückzuschauen , die es gebracht hat . Man legt aber auch Rechen¬

schaft ab über vollbrachte Leistungen und erzielte Erfolge . Das

Jahr 1956 ist in der neueren Geschichte Wiens von besonderer Be¬

deutung , denn es war das erste volle Ja,hr der wiedergewonnenen

Freiheit . Diese Tatsache hat sich auf das gesamte Leben der Stadt

günstig ausgewirkt und zu verschiedenen erfreulichen Erscheinungen

geführt.
Heute will ich rückschauend nur von einer dieser Erscheinun¬

gen sprechen , nämlich von dem überraschenden Aufschwung , den der

Fremdenverkehr im Jahre 1956 genommen hat . Man darf , ohne sich

einer Übertreibung schuldig zu machen , bildhaft sagen : Während

die fremden Truppen bei einem Tor aus unserer Stadt hinauszogen,
kamen beim anderen Tor die fremden Besucher herein . Wien verlor

bei dieser friedlichen Ablösung keinen Augenblick lang den inter¬

nationalen Charakter , den die Besatzungszeit ihm gegeben hatte.

Wir Wiener haben diese Auswechslung freudig begrüßt , weil wir

an den Fremden Reisekoffer und Photoapparate lieber sehen als Tor¬

nister und Maschinenpistolen und unsere Hotels besser zu Fremden¬

herbergen taugen als zu Kasernen , Der plötzliche Fremdenzustrom
aus aller Welt hat zweierlei bewiesen : Erstens , daß das Vertrauen
in eine Stabilisierung der allgemeinen Weltlage zurückgekehrt war,
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und zweitens , daß die Vielt unsere Stadt Wien über all die vielen

Jahre , da sie kaum oder nur unter Schwierigkeiten zugänglich war,

nicht vergessen hat.

Da nun das Fremdenverkehrs, ] ahr 1956 zu Ende geht , dürfen wir

eingestehen , daß uns der schon im Frühjahr einsetzendo außerordent¬

liche Fremdenzustrom überrascht und in mancherlei Verlegenheiten

gebracht hat . Wir waren auf ihn gefaßt , aber nicht vorbereitet.

Wir konnten das auch gar nicht sein , weil die Verhältnisse uns

keine Zeit dazu ließen , Krieg und Besatzungszeit hatten der Frem¬

de nverkehrswirtschaft schwere Schäden zugefügt . Ich erinnere nur

daran , daß zahlreiche Hotels durch Kriegseinwirkung . . zerstört wor¬

den waren , während die besten der übriggebliebenen von den Be -sat-

zungsmächten beschlagnahmt wurden.

Einige Vergleichsziffern mögen Ihnen zeigen , wie traurig es

um unseren Fremdenverkehr der ersten Nachkriegsjahre bestellt war.

Im Fremde nv er kehr s j ahre 1956/37 wurden in Vien 2,/ ' 38 . 000 Ausländer-

Übernachtungen gezählt . Das waren 41 Prozent aller Auslänoernäch-

tigungen in Österreich . Wien marschierte also an der Spitze der

Bundesländer . Im Fremdenverkehrsjahr 1952/53 hingegen gab es in

Wien nur 586 . 000 Ausländernächtigungen und unser Anteil am gesamt¬

österreichischen Fremdenverkehr betrug nur mehr sieben Prozent.

Zwar stieg die Anzahl der Ausländernachtigungen von ihrem Tief¬

stand im Jahr 1948/49 langsam an , den ersten Auftrieb aber spürten

wir erst nach dem Ende des Koreakrieges im öommer 1953 * T m Frem¬

denverkehrs jahr 1954/55 überstiegen die Auslandernächtigungen be¬

reits die Einmillionengrenze , sie lagen aber noch immer um 64 Pro¬

zent niederer als im letzten Friedensjahr 1936/37 . Die endlich

aufsteigende Tendenz zeigte jedoch zweierlei ! daß der internatio¬

nale Fremdenverkehr mit der Empfindlichkeit eines Seismographen

auf die jeweilige Weltsituation reagiert , und daß Wien im Blick¬

feld des wieder erwachenden Reiseinteresses stand.

Ich habe die besorgniserregende Situation des Wiener Fremden¬

verkehres in den ersten zehn Jahren nach Kriegsende geschildert,

damit um so deutlicher wird , was zu ihrer Überwindung geschehen

ist . Die Wiener Landesregierung hat im Juni 1955 das Wiener Frem¬

denverkehrs - Förderungsgesetz beschlossen . Es soll jene Maßnahmen

ermöglichen , die geeignet sind , den für die Geltung Wiens bedeu¬

tungsvollen Zustrom von Gästen zu verstärken . Die Werbung für
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Wien , die Förderung gesellschaftlicher , künstlerischer und kulturel¬

ler Veranstaltungen , die Beratung bei der Verbesserung von Premden¬

verkehrseinrichtungen wird im Sinne dieses Landesgesetzes von der

" Fremdenverkehrsstelle der Stadt Wien ” geleistet * Sie hat ihre Ar¬

beit unter schwierigen Verhältnissen zu Beginn des Jahres 1956 auf¬

genommen , aber sie durfte bald auf eine Reihe erfolgreicher Unter¬

nehmungen zurückschauen*
Am drückendsten machte sich der Mangel an Quartieren bemerk¬

bar . Die Stadt Wien , die 1914 über rund 16 . 000 und 1937 noch über

13,000 Fremdenbetton in Hotels und Hotelpensionen verfügt hatte,

sollte nun mit nur 9 . 300 Betten den anschwellcnden Fremdenverkehr

bewältigen . Die intakt gebliebenen Beherbergungsbetriebe waren

durch Vorbestellungen auf Monate hinaus belegt * Es mußten daher

zehntausende Zimmerbestellungen aus aller Welt abschlägig beschie¬

len werden , obwohl der Wiener Verkehrsverein tausende Privatquar¬

tiere organisierte und so den bedrängten Hotels zu Hilfe kam . Die

ungünstige Quartierlage wurde noch erschwert durch das unbeabsich¬

tigte zeitliche Zusammentreffen großer Veranstaltungen wie etwa der

glanzvollen Wiener Festwochen des Mozartjahres 1956 mit der Welt-

kraf t ko nf e re nz .
Wien , die alte und beliebte Kongreßstadt , wurde nämlich so¬

gleich auch wieder zum Treffpunkt internationaler Tagungen aller

Art . Auch hier griff die Fremdenverkehrsstelle regulierend ein.

Sie organisierte eine Kongreßzentrale , die den Veranstaltern von

Kongressen , Tagungen und Treffen beratend beisteht und das zeitli¬

che Zusammenfallen größerer Veranstaltungen zu verhindern bemüht

ist.
Ein anderes Problem , dem man sich zuwenden mußte , war nicht

weniger dringend : Unser Kunst - und Kulturleben hat im Hochsommer

Ferien . Die Wiener Philharmoniker sind bei den Salzburger - , die

Wiener Symphoniker bei den Bregenzer Festspielen . Oper , Burgthea¬
ter und Konzertsäle sind geschlossen . Die ausländischen Gäste aber

kommen voll mit Hoffnungen und Erwartungen in die Musikstadt Wien.

Wer könnte es ihnen verübeln , daß sie gerade bei uns Wiener Musik

und Wiener Operetten hören wollen ? Da war es wieder die Premden¬

verkehrsstelle , die oingriff . In Gemeinschaftsarbeit mit dem Kul¬

turamt der Stadt Wien wurde sozusagen über Nacht ein Wiener Ver¬

gnügungsommer organisiert , wie er seit mindestens zwanzig Jahren
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n j_ c ht mehr zu erleben , war . Im Red oute ns aal der Hoiourg , im Raimund—

theater und im Schönbrunner Schloßtheater gab es viel zu sehen

und zu hören . Abendkonzerte klassischer Musik m lünf W —cner Pa¬

lais 5 Konzerte im Arkadenhof dos Rathauses und musikalische Ver¬

anstaltungen an historischen Stätten und in Parkanlagen ergaben

eine künstlerisch - kulturelle Hochsommer - Saison , die den Beifall

der Fremden fand.

Ein weiteres Problem der Fremdenverkehrswirtschaf -n ist die

Verlängerung der Fremdensaison über die Hauptreisezeit hinaus.

Wien ist eine Stadt , die immer Saison hat und deren Kune c lesen

gerade während der Herbst - und Wintermonate in höchster Blüte

steht . Die Fremdenverkehrs stelle hat daher eine besondere Aktion

ins Loben gerufen , um die Bewohner der österreichischen Bundes¬

länder zu einem Herbst - oder Winterbesuch der Bundeshauptstadt

zu ermuntern . Die Werbung unter der Devise " Österreich - Dein

Herz ist Wien ! " wurde durch Presse , Rundfunk und Film in das ge¬

samte Bundesgebiet hinausgetragen und hat dort ein freudiges

Echo gefunden.
Das sind nur einige wenige Beispiele der im Jahre 1956 ge¬

leisteten Fremdonvorkehrsarbeit . Dieser Arbeit ist es zum Teil

zu danken , daß die abgelaufene Saison so erfolgreich war . Im ver¬

gangenen Fremdenverkehrsjahr . stieg die Zahl der Ausländer¬

übernachtungen bereits auf 1 , 400 . 000 . Das bedeutet viel , wenn

man bedenkt , daß 19,57 die ausländischen Gäste zu 50 Prozent

aus Ländern kamen , die heute hinter dem Eisernen Vorhang liegen

und deren Anteil am Wiener Fremdenverkehr gegenwärtig nur etwa

zwei Prozent beträgt . Leider liegen keine konkreten Zahlen vor,

die uns über die wirtschaftlichen Vorteile des Fremdenverkehrs

in Wien Auskunft geben könnten . Wenn wir aber sehr vorsiohiig

schätzen , daß jeder auswärtige Besucher Wiens täglich ungefähr

200 Schilling ausgibt , dann kommen wir bei der vorher genannten

Zahl der Übernachtungen auf den Betrag von annähernd 500 Millio¬

nen Schilling . Es ist ganz klar , daß diese Gelder auf die v :-r«

schiedenen Wirtschaftszweige sehr befruchtend gewirkt und für

tausende Menschen Brot und Arbeit bedeutet haben.

Das kommende Jahr 1957 wird womöglich eine weitere Steigerung
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des Fremdenverkehrs bringen . Schon jetzt sind bei der Fremden-

vcrkehrsstello 40 Kongresse und Tagungen angemeldet , die Wiener

Festwochen werden nach ihrem außerordentlichen Erfolg im Mozartjahr
verstärkten Besuch erhalten , und die Wiener Internationalen Messen
rechnen mit einem Massonzustrom . Im Fremdenverkehrsjahr 1957 wird

die Stadt Wien zum Empfang ihrer Gäste auch besser gerüstet sein.
Durch Neubauten , Umbauten und Renovierung werden mehr als 1 . 000
neue Fremdenbetten den Quartiermangel fühlbar entlasten , es worden
neue Campingplätze zur Verfügung stehen und es wird auch die Ver¬

mittlung von Privatquartieren den praktischen Bedürfnissen besser

angepaßt sein.
Alle Vorhaben im Interesse des Fremdenverkehrs können nur

in gemeinsamer Arbeit aller beteiligten Kreise durchgeführt werden.
Von größter Bedeutung wird es dabei sein , daß die Hotels und
Pensionen preiswürdig und preisgetreu bleiben . Wer aus dem Umstand,
daß das Wiener Hotelbett noch immer Mangelware ist , ungebührlichen
Nutzen zu schlagen versucht , schädigt nicht nur sich selbst , son¬
dern die Allgemeinheit . Mag der fremde Gast uns manches nachsehen,
weil er die Schwierigkeit unserer Verhältnisse versteht - ausge¬
nützt und überfordert zu werden , wird er uns nicht entschuldigen.

Im Laufe dieses Jahres habe ich von ausländischen Gästen
viele Briefe bekommen , : Glücklicherweise , waren Beschwerden sehr
selten . Die meisten Briefe waren voll des Lobes und der Anerken¬
nung . Vor allem wurde immer wieder betont , wie glücklich unsere
Gäste über die Freundlichkeit und Zuvorkommenheit der Wiener Be¬
völkerung waren . Ich bin darüber sehr froh , weil ich das für die
beste Fremdenverkehrspropaganda halte . Einen dieser Briefe will ich
Ihnen nicht vorenthalten , Eine Dame aus England schrieb mir ; " Sehr
geehrter Herr ! Mein Gatte und ich verbrachten im Juni unseren Ur¬
laub in Wien . Es war unser erster Besuch in Ihrer entzückenden
Stadt ; wir hoffen , es wird nicht der letzte gewesen sein . Nach un¬
serer Rückkehr habe ich den Wunsch , irgend jemanden zu sagen , wie
glücklich wir uns unter ihren so freundlichen Menschen fühlten,
Da ich aber niemanden in Wien kenne , nehme ich mir die Freiheit,
Ihnen zu schreiben . Wo immer wir hingingen , und sogar von den Men¬
schen in den Straßen, - wurde uns Freundlichkeit und Höflichkeit ent¬
gegengeh rächt , die uns mit dem warmen Gefühl der Freundschaft /

• / *
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erfüllte . Dieses Gefühl lebt weiter in uns und wird noch vermehrt

durch die derzeitigen Radiosendungen am Donnerstag - Abenden von

"Musik : aus Wien " . Wir lauschen dieser Musik und verweilen in Gedan¬

ken bei den vielen Erlebnissen , die Wien zu einem für unssschönen

und freundlichen Aufenthalt machten.

Pur all das wollte ich jemanden " Danke ! " sagen , und konnte

dabei nur an Sie denken . Ich hoffe , Sie werden mir dieses störende

Eindringen in Ihr geschäftiges Leben verzeihen . Ihre ergebene

Gladys Hewson,"
Ich möchte meine Ausführungen nicht schließen , ohne der ge¬

samten Bevölkerung Wiens für das Verständnis Dank zu sagen , das

sie im vergangenen Jahr den Bedürfnissen des Fremdenverkehrs ent¬

gegengebracht hat . Ihr zuvorkommendes , hilfsbereites Verhalten

unseren Gästen gegenüber hat den Ruf Wiens als einer heiteren

Stadt liebenswürdiger Menschen neuerlich bestätigt . Denn es sind -

wie in früheren Zeiten - auch heute noch die Wiener , die Wiens

sympathische Atmosphäre bestimmen , den musischen Sinn unserer

Donaustadt ^ ihre Gastfreundschaft und natürliche Freude an der

Verständigung der Menschen und Rationen.
So tritt unsere Stadt voll Hoffnung in ein neues Fremdenver¬

kehrsjahr ein , das ihrer gesamten Wirtschaft , aber auch ihrem kul¬

turellen Ansehen in aller Welt Aufschwung und neue Erfolge brin¬

gen wird . Es liegt an Ihnen allen , das Ihre dazu beizutragen.
Ich bin überzeugt , daß , soweit es auf uns Wiener ankommt,

wir alles dazu tun werden , um unseren Gästen aus nah und fern den

Aufenthalt in Wien so angenehm und interessant als möglich zu

machen . Wir wissen aber auch , daß der Fremdenverkehr in Wien vom

Geschehen in der großen Welt abhängt . Gerade in diesen Tagen , da

wir uns für das Weihnachtsfest , für das Fest des Friedens , vorbe¬

reiten , schlägt die Weltpolitik wieder hohe Wellen . Wir sind über¬

zeugt , daß niemand den Krieg will , aber es kostet viel Geduld,
den Frieden zu erhalten . Die Ereignisse in Ungarn haben zehntau¬
send © unfreiwillige und unglückliche Gäste in unsere Stadt gebracht.
Wenn ich Ihnen nun zu den i o' erstehenden Weihnachtsfeiertagen viel
Freude und Frohsinn wünsche , dann verbinde ich damit die Bitte,
der unglücklichen ungarischen Flüchtlinge in unserer Stadt zu ge¬
denken und in irgend einer Form dem einen oder dom anderen eine
Freude zu bereiten ! "
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Wiener Landtag

17 . Dezember ( RK) Der Wiener Landtag trat heute vormittag
unter dem Vorsitz des Präsidenten Marek ( SPÖ ) zu einer Sitzung zu¬

sammen.
Berichterstatter Stadtrat Resch ( SPÖ ) referierte zunächst über

die Abänderung des Gesetzes , betreffend Einhebung einer Ausgleichs-
ab gäbe auf L ebendvieh im Gebiete der Stadt Wien . Das Gesetz ver¬

liert mit 51 . Dezember 1956 seine Wirksamkeit , soll nun aber unbe¬

grenzt verlängert werden , da es sich in den vergangenen Jahren als

wertvolle Hilfe gegen die Verödung des Wiener Schlachtviehmarktes

erwiesen hat . Die Umgehung des Wiener Schlachtviehmarktes bringt
der Stadt Wien nicht nur fiskalische Hachteile , auch die Viehbe¬
schau außerhalb Wiens weist viele Mängel auf . Der vorliegende Ent¬
wurf beinhaltet eine Beseitigung der Begrenung der Geltungsdauer
des Gesetzes«

Die Vorlage wurde der Kammer der gewerblichen Wirtschaft und
der Kammer für Arbeiter und Angestellte zur Stellungnahme übermit¬
telt . Die Kammer für Arbeiter und Angestellte erhebt keinen Einwand.
Die Kammer für gewerbliche Wirtschaft ist zu keiner einheitlichen

Stellungsnähme gelangt . Die Sektion Industrie und Gewerbe hat sich

gegen die Verlängerung ausgesprochen . Die Sektion Handel hat ein
Minder hei iis votum gegen dieses Gutachten der Kammer eingebracht und
sich für die Verlängerung des Gesetzes ausgesprochen . Der Magistrat
hält den Einwand der Industrie und des Gewerbes nicht für richtig,
weil die Ausgleichsabgabe nicht den Zweck hat , Lenkungsmaßnahmen
herzustellen , sondern nur einen Ersatz für die entfallenden Markt¬
gebühren darstellt, * Da die Abgabe pro Kilogramm Ausbeutegewicht
nur 15 bis 16 Groschen beträgt , hat sie auch keinen Einfluß auf die
Pleischpreise c

Die Gesetzesvorlage wurde bei der Abstimmung einstimmig ange¬
nommen.

Der zweite Gesetzentwurf , über den Stadtrat Resch berichtete,
ist die Abänderung des Gesetzes , betreffend die Einhebung e i ner
jjas gleichsabga be auf f risches Plcisch im Gebiete der Stadt Wien.
Auch oei diesem Gesetz soll die zeitliche Begrenzung wegfallen*
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Die Kammer für Arbeiter und Angestellte erhebt auch hier kei¬
nen Einwand . Die Kammer der gewerbliehen Wirtschaft für Wien ist

zu keiner einheitlichen Stellungnahme "gelangt . Die Sektionen Indu¬
strie und Handel erheben keinen Einwand , beschränken aber die Zu¬
stimmung nur auf die Verlängerung für ein Jahr . Das G-ewerbe hat
ein Minderheitsvotum eingebracht . Der Magistrat ist der Meinung,
daß die geringe Belastung , die Abgabe macht hier 12 Groschen pro
Kilogramm aus , keinen Einfluß auf die Eleischpreise hat.

Bei der Abstimmung wurde die Vorlage ebenfalls einstimmig an¬
genommen .
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Der Rechnungsabschluß der Bundeshauptstadt für 1955

17 . Dezember ( RK ) Im Anschluß an die Landtagssitzung trat

unter Vorsitz von Bürgermeister Jonas der Wiener Gemeinderat zu-

s ammen.
Im Einlauf befand sich ein Antrag der VO , betreffend Übernahme

der Beleuchtung einiger dem öffentlichen Verkehr dienender Straßen

und Plätze im 22 . Bezirk durch die Stadt Wien.
Von der 48 Punkte umfassenden Tagesordnung werden nur der

Rechnungsabschluß der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1955 und

die Voranschläge für 1957 verhandelt , da zu den restlichen Punkten

keine Wortmeldungen vorliegen.
Über den Rechnun g sabs ch1uß und dem Bericht des Kontrollamtes

für 1955 berichtete der städtische Finanzreferent , Stadtrat Re sch

( SPÖ ) . Wie er hervorhebt , schließt der zeitgerecht vorgelegte Rech¬

nungsabschluß mit einem Defizit von 34 Millionen 'Schilling . Wie

immer ist der Rechnungsabschluß eine Folge der wirtschaftlichen

Entwicklung . 1955 hat sich der wirtschaftliche Aufschwung weiter

fortgesetzt , wenn auch schon eine merkliche Verlangsamung einge¬
treten ist . Natürlich hatte der Aufschwung der Wirtschaft auch
die Einnahmen aller öffentlichen Körperschaften erhöht . Die Ein¬

nahmen der Stadt Wien sind im Jahre 1955 gegenüber dem Voranschlag
um nicht weniger als 378 Millionen gestiegen , sodaß auch wieder
Zuschußkredite in beträchtlicher Zahl genehmigt werden konnten.
Da allerdings die Zuschußkredite von 446 Millionen zu einem großen
Teil wieder durch Minderausgaben auf anderem Ausgabenposten kompen¬
siert wurden , machen die schlieBlichen Mehrausgaben nur 121 Millio¬
nen aus . Die hohen Minderausgaben sind im wesentlichen durch die

mangelnde Baukapazität der Wiener Bauwirtschaft verursacht . Für
den Wohnbau standen samt den Zuschußkrediten 519 Millionen zur

Verfügung . Verbraucht wurden nur 426 Millionen . Beim Brücken - und
V/asserbau wurden statt der bereitgestellten 29 Millionen nur 18
Millionen und beim Bau der Sporthalle und des Stadions statt 50
Millionen nur 35 Millionen verbraucht.
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Die Einnahmen kommen aus den drei großen Gruppen : den Er¬
tragsanteilen , den eigenen Abgaben und den Gebühren und sonstigen
Einnahmen . Die Ertragsanteile sind wegen der Reform der Ein¬
kommenssteuerskalen und verschiedener Begünstigungen auch bei der
Lohnsteuer nur um 92 Millionen auf 1 . 031 Millionen gestiegen , die

eigenen Abgaben sind um 161 Millionen auf 1,036 Millionen ge¬
stiegen und die Gebühren und sonstigen Einnahmen um 125 Millionen
auf 1 . 338 1 illionen , sodaß sich eine Gesamteinnahmensumme von rund

3 . 456 Kill , Schilling , um 378 Millionen mehr als veranschlagt , er¬
geben hat . Von den eigenen Abgaben ist wie immer die Gewerbe¬
steuer am meisten , nämlich um 92 Millionen auf 562 Millionen,
gestiegen . Die Lohnsteuer ist um 35 Millionen auf 180 Millionen,
die Vergnügungssteuer um 16 auf 71 Millionen und die Getränke¬
steuer um 12 auf 72 Millionen gegenüber dem Voranschlag gestiegen.

Bei den Ausgaben , die im Saldo um 121 Millionen gestiegen
sind , ist auffallend , daß der Personalaufwand nur um 11 Millionen
zugenommen hat ; er hat 1 . 104 Millionen ausgemacht . Der laufende
Sachaufwand hat um 105 Millionen zugenommen und 1 . 436 Millionen
erreicht . Die Investitionen stiegen um 36 auf 873 Millionen und
für die Kriegsschadenbehebung wurde um 31 Millionen weniger aus¬
gewiesen als im Voranschlag vorgesehen war , es wurden hiefür nur
7o Millionen ausgewiesen . Die Ursache für die geringe Steigerung
oeim Personalaufwand liegt in der Ausgemeindung der Randgemeinden,
wodurch der Personalstand um 1 . 155 Personen auf 31 . 980 gefallen
-'- ob . Außerdem wurden 610 Lehrer an das Land Niederösterreich ab—
gegeoen , was für die Gemeinde von außerordentlicher finanzieller
'Tragweite ist . Die Ursache für die Erhöhung des Sachaufwand .es um
105 Millionen liegt vor allem darin , daß den Stadtwerken für die
Ratenaktion für Gas - und Elektrogeräte ein Kontokorrentkredit
von 80 Millionen gegeben werden mußte . Auch die Ausgaben für die
bauliche Erhaltung sind um 26 Millionen gestiegen.
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Die geringe Steigerung der Investitionen um nur 56 Millionen ist

eine natürliche Folge der geringen Baukapazität bei Hochbauten.

Die Minderausgaben für die Kriegsschädenbehebung sind eine Folge
der geringeren Kredite aus dem Wohnhaus - Wiederaufbaufonds . Damit

ist 1955 der Gesamtaufwand für das Bau - und Baunebengewerbe im

Rechnungsabschluß erstmals geringer , als er budgetiert war ? 1 . 240
Millionen waren vorgesehen , es konnten jedoch nur 1 . 205 Millionen

aufgewendet werden . Dagegen sind Mehrausgaben beim Tiefbau einge-
tretens 26 Millionen beim Straßenbau und 25 Millionen bei den Was¬
serwerken.

Geldmittel für 9 . 400 neue Wohnungen

Mit den 426 Millionen für den sozialen Wohnhausbau konnten
mindestens 5 . 000 Wohnungen geschaffen werden . Durch die Wohnbau¬

förderungsmittel an 100 Bewerber in der Hohe von 158 Millionen,
die einschließlich der Eigenmittel eine Bausumme von 190 Millionen
ergeben , konnten 1 . 500 Wohnungen und 25 Geschäftslokale gebaut
werden . An 57 Genossenschaften wurden 87 Millionen Darlehen gege¬
ben , was mit den Eigenmitteln einer Gesamtbausumme von 500 Millio¬
nen und 2 . 900 Wohnungen entspricht . Zusammen sind also im ßechnungs
abschluß 1955 - ohne die Wiederaufbauten des Wohnhaus - Wiederaufbau¬
fonds - Mittel für 9 . 400 neue Wohnungen ausgewiesen . Stadtrat
Resch führte eine ganze Reihe weiterer Investitionen an und kommt
zu der Schlußfolgerung . Die Gemeinde Wien hat also im Jahre 1955
ihre Aufgabe zur Stützung der Vollbeschäftigung erfüllt und dazu
beigetragen , daß die Arbeiter und Angestellten dieser Stadt wieder
fast restlos ins Verdienen gekommen sind!

Die Schulden sind um 69 Millionen gestiegen , sodaß der Schul¬
denstand der Hoheitsverwaltung 464 Millionen erreichte . Die Stei¬
gerung ist mit 52 Millionen allein auf die Wohnbauförderungsdar-
lehen zurückzuführen . Der Schuldendienst der Hoheitsverwaltung
ist , den Schulden entsprechend , außerordentlich nieder . Der Kapi¬
taldienst beträgt im Verhältnis zum Budgetvolumen 0 . 7 Promille,
oder ? in je 1,000 Schilling Ausgabe sind für den Schuldendienst
70 Groschen enthalten . Diese geringe Belastung der Gemeinde aus
diesem Titel ist auch eine der Ursachen der höheren Leistungsfähig¬
keit der Stadt.
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Die eigenen Rücklagen sind entsprechend dem Defizit dieses

Rechnungsabschlusses um 15 Millionen auf 738 Millionen gefallen.

34 Millionen mußten zur Deckung des Defizits herangezogen werden.

Der Rückgang ist aber durch den Zinsenertrag für die Rücklagen

um 19 Millionen verringert worden.
Die Hoheitsverwaltung weist im Geldinventar Aktiven von

2 . 436 Millionen und Passiven von 1 . 049 Millionen aus , sodaß sich

das Vermögen der Hoheitsverwaltung in Geldwerten auf 1 . 387
Millionen belaufen hat . Infolge der Ausgemeindungen ist der Ge¬

meindegrund 1955 von 43 * 359 Hektar auf 38 . 339 Hektar gesunken.
Da der Grundbesitz durch die Ausgemeindung bereits im Jahre 1954

um 1 . 800 Hektar gesunken ist , kann angenommen werden , daß die

Ausgemeindung die Gemeinde Wien mindestens 8 . 000 bis 9 . 000 Hektar

gekostet hat . Der Verlust wird früher oder später beim Bau¬

programm der Gemeinde zu spüren sein.
Hach dem Gesetz ist der Rechnungsabschluß öffentlich aufzu¬

legen , und jeder Bürger hat das Recht , Einsicht zu nehmen und
hiezu " Erinnerungen ” zu machen . Diesmal haben zwölf Gemeinde¬

mitglieder Einsicht genommen , nur drei von ihnen haben Erinnerungen
abgegeben . Sie verlangten unter anderem verbilligten Brennstoff¬

bezug für die Arbeitslosen , Erhöhung der Schneearbeiterlöhne und

Einführung des Kurzstreckentarifes .
Abschließend stellte der Berichterstatter den Antrag , den auf

Grund des Abschlusses sich ergebenden Abgang der außerordentlichen

Gebarung von 57 Millionen mit dem Teilbetrag von 23 Millionen aus
den Mitteln der ordentlichen Gebarung zu decken und den Rest von
34 Millionen aus der Allgemeinen Rücklage zu entnehmen . Weiter möge
der Gemeinderat die ordentliche Rechnung des Jahres 1955 mit Ein¬
nahmen und Ausgaben von je 3 * 437 Millionen und die außerordentliche

Rechnung mit Einnahmen und Ausgaben von je 76,7 Millionen genehmigen.
Der JCont ro llam tsber ieht f ur JL955

Stadtrat Resch ( SPÖ ) behandelt hierauf den Bericht des Ron-
trollamtes der Stadt Wien über wichtigere Wahrnehmungen im Ge¬

schäftsjahr 1955 * Das Xontrollamt untersucht nicht nur die Gebarung,
sondern überprüft auch die Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung
und gibt der Verwaltung zahlreiche Anregungen . /
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Zum Wohlfahrtswesen stellt das Kontrollamt fest , daß die Kin¬

dergärten im Jahre 1955 nur zu 72 Prozent der vorhandenen Plätze

besucht waren , gibt abar selbst zu , daß cies nur eine Teilerocnei—

nung in gewissen Gebieten der Stadt ist * Der Rückgang geht zum

Teil auf die Absenzen der Kinder wegen Krankheit , Urlaub der El¬

tern usw , zurück . Nach dem Bericht des Kontrollamtes gibt es aber

auch Gebiete , in denen die vorhandenen Plätze nicht voll ausge¬

nützt werden . Der Bericht regt nun eine Verlegung von Kindergärten

in jene Gebiete an , in denen die Kinderzahl ständig zunimmt,

Bei einer Überprüfung des Anstaltenamtes kam das Kontrollamt

zu der Erkenntnis , daß der Medikämentenaufwand in immer stärkeren

Ausmaß steigt und daß 1955 nur 54 Prozent der Ausgaben des Anstal¬

tenamtes durch echte Einnahmen gedeckt waren . Hiezu erklärt Stadt¬

rat Resch , daß es sich damals noch um " goldene Zeiten " gehandelt

habe , denn laut Voranschlag 1957 werden nur 36 Prozent der Ausga¬

ben auf diesem Gebiet durch Einnahmen ihre Deckung finden.

Die Gemeinde Wien baut am billigsten

Bei der Überprüfung des Bauwesens und der Wirtschaftlichkeit

der Bauführung hat das Kontrollamt , wie der Berichterstatter aner¬

kennend hervorhebt , außerordentlich wertvolle Arbeit geleistet,

die mit dazu beigetragen hat , daß die Gemeinde Vien unter allen

öffentlichen und privaten Bauherren ai$ billigsten baut.

Abschließend spricht Stadtrat Resch dem Kontrollamt , den

Beamten der Einanzverwaltung und der übrigen Verwaltung der Stadt,

die an der ordentlichen und korrekten Verwaltung der Steht v/ien

mitgewirkt haben , den Dank aus . ( Allgemeiner Beifall . )

GR . Dr . Eiedler ( ÖVP ) bemerkt einleitend , daß der Rechnungs¬

abschluß für das Jahr 1955 diesmal rechtzeitig und zeitgerecht

noch vor Beschlußfassung über den Voranschlag für das kommende

Jahr dem Gemeinderat vorgelegt wurde . Vor allem die Einnahmen

haben eine boträchtliehe Steigerung gegenüber dem Voranschlag um

12 . 3 Prozent erfahren , während die Ausgaben um 3 . 6 Prozent gestie¬

gen sind . Der ursprünglich vorgesehene nicht unbeträchtliche Ab¬

gang von etwa 290 Millionen Schilling verminderte sich so auf den

verhältnismäßig unbedeutenden Betrag von 34 Millionen . Wenn auch

erstmalig ein passiver Rechnungsabschluß vorliegt , so ist sein



17 . Dezember 1956 " Rathaus - Korrespondenz" Blatt 2507

Abgang doch nur .von geringfügigem Umfang . Die wesentliche Ein¬

nahmensteigerung ist , wie auch in dem Bericht festgestellt wurde,
auf die anhaltend gute wirtschaftliche Konjunktur zurückzzifUhren.
Es war jedoch , wie der Redner hinzufügt , vor allem die erfolg¬
reiche Finanz - und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung , die

auch in den Einnahmen der Stadt Wien ihren sichtbaren Ausdruck

fand . ( Beifall bei der ÖVP)
Die Gewerbesteuer brachte in den zehn Jahren seit Kriegs¬

ende die wesentlichste Vervielfachung unter allen Steuern und

Abgaben . Der Gewerbesteuerertrag belief sich 1946 auf 37 Millio¬

nen , 1948 auf 133 Millionen , 1952 auf 392 Millionen , 1955 auf

563 Millionen und wird 1956 voraussichtlich mehr als 630 Millio¬

nen erbringen . Ausgehend von den Steuerertragnissen des Jahres

1948 erhöhte sich die Gewerbesteuer im Jahre 1955 auf 532 Pro¬

zent , während die Erträgnisse der Einkommensteuer auf 379 und die
der Lohnsteuer nur auf 205 Prozent stiegen . Die Gewerbesteuer

war ursprünglich für einen bestimmten Zweck gedacht , nämlich zu¬
nächst zur Sicherung der Arbeit nehmer im Krankheitsfall und

späterhin für die Altersvorsorge der wirtschaftlich Selbständigen.
Heute hat aber die Gewerbesteuer die ursprüngliche Zweck¬

bestimmung verloren und ist sozusagen die zweite und zusätzliche

Einkommensteuer der Handels - und Gewerbetreibenden . Wenn nun
auch die wirtschaftlich Selbständigen , von denen eine große An¬
zahl in ihrem Alter in wirtschaftliche Notlage geraten sind . , eine
gesetzliche Altersversicherung erhalten sollen , so könnte auch
die Gemeinde Wien diesen Menschen , die durch jahrelange Steuer¬

leistung zum Steueraufkommen unserer Stadt beigetragen haben , in
irgendeiner Form helfen . Die öffentliche Fürsorge hat seit dem
Inkrafttreten der Altersversorgung durch die Handelskammer viele

Dauerbefürsorgte weniger aufzuweisen . Durch die beabsichtigte
neue gesetzliche Regelung werden sicherlich noch weitere Dauer-

befürsorgte aus der öffentlichen Fürsorge ausscheiden.
Die Gewerbesteuer bedeutet vor allem für die kleinen und

kleinsten Gewerbetreibenden eine schwere Last . Es wäre hoch an
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der Zeit , im Sinne einer schon vor Jahren gemachten Anregung
eine Enquete über die Gemeindesteuern baldigst abzuhalten . Der

Redner regt im Zusammenhang mit dem ständigen Steigen der Lohn»

summensteuer an , der Nationalrat möge den Freibetrag für das

Wirksamworden der Lohnsummensteuer entsprechend anpassen und

erhöhen.
Die Rücklagen der Gemeinde Wien erfuhren seit einigen Jahren

erstmals durch die Reckung des Abganges eine geringfügige Ver¬

minderung . Dennoch konnte die Verwaltung der Stadt auch Ende 1955
über sehr beträchtliche Rücklagen in der Höhe von 755 Millionen

Schilling verfügen . Ein wesentlicher Teil des Kassenstandes ist
bei Geldinstituten zum Teil mit längerfristigen Bindungen ange¬
legt , sodaß ent sprechende Zinsenerträgnisse verzeichnet werden,
die für 1955 52 Billionen betrugen . Der Redner richtet an den
Finanzreferenten die Frage , ob es richtig ist , daß die Gelder vor
allem bei einem Kreditinstitut eingelegt sind , welches beachtlich
große Darlehen und Kredite an Öffentliche Körperschaften außer¬
halb Wiens vergeben hat . Es erscheint nicht gerechtfertigt , daß
Steuermittel , die von dieser Stadt aufgebracht wurden , eine Ver¬

wendung in der Meise finden , daß man Kredite für Zwecke außerhalb
unserer Stadt gibt . ( Beifall bei der ÖVP . ) Der Redner gibt der

Hoffnung Ausdruck , daß in Zukunft die Gemeinde den Wiener Stadt»
werken nicht höhere Zinsen für Kredite anrechnet , als sie selbst
durch die Einlagen bei Kreditinstituten erhält,

■Die ÖVP wird dem vorliegenden Rechnungsabschluß und dem
Bericht des kontrollamtes ihre Zustimmung geben . ( Beifall bei
der ÖVP . )

Im Schlußwort nahm Stadtrat Resc Ja zu den Ausführungen des
Beoautenredners Stellung . Dr . Fiedler hat an die Spitze seiner
Ausführungen die Behauptung gestellt , daß die erzielten Mehr¬
einnahmen vor allem auf die Wirtschaft » und Finanzpolitik des
Bundes zurückzuführen seien . Das hätte er bei allen Jahren seit¬
her sagen können nur nicht . ; für 1955 * In diesem Jahre sind die Er¬
tragsanteile gegenüber den eigenen Abgaben zurückgeblieben . Wenn
man also von einem Verdienst der Finanzpolitik des Bundes in den
anderen Jahren vielleicht mit Recht sprechen kann , so war das für
1J55 durch die Steuermaßnahmen des Bundes zweifellos am wenigstender Fall . /
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Gewerbeertrag um5 . 5 Milliarden ge stiegen

Dr . Fiedler hat sich dann mit der Gewerbesteuer beschäftigt

und gesagtj daß die Zunahme des Ertrages dieser Steuer seit 1947

520 Millionen ausgemacht hat . Der Debattenredner hat aber verges¬

sen zu sagen , daß die Gewerbesteuer zum Unterschied zu anderen

Bundessteuern keine progressive Steuer ist . Wenn also der Gewerbe¬

steuerertrag seit 1947 um 520 Millionen gestiegen ist , so ist in

der gleichen Zeit der Gewerbeertrag um 5 . 5 Milliarden gestiegen!

Ich glaube , sagte Stadtrat Resch , es ist nur recht und billig bei

einem solchen Mehrertrag , wenn die Steuer mitgeht , vor allem wenn

man bedenkt welche Aufgaben die Gemeindeverwaltung noch vor sich

hat.
Dr . Fiedler hat auch behauptet , daß die Gewerbesteuer mit der

Absicht eingeführt wurde , für das Alter der Gewerbetreibenden vor¬

zusorgen . Der Referent stellt die Frage , wo diese Absicht je aus¬

gesprochen wurde . Der Debattenredner hat auch gemeint , daß die Ge¬

meinde Wien imstande wäre , für die Altersversorgung der Gewerbe¬

treibenden aus ihren Mitteln einen Beitrag zu leisten, 0 die anderen

Gemeinden wären dazu nicht oder nicht so leicht imstande . Der Re¬

ferent lehnt jedoch diese Forderung als eine Diffamierung Wiens

gegenüber anderen Städten ab . Der Debattenredner hat ferner be¬

hauptet , daß die Dauerbefürsorgten ohnehin aus der Befürsorgung . -
durch die Gemeinde ausscheiden und dadurch Mittel frei werden . Die
'Novelle zum AßVG erhöht jedoch die Zuschüsse , die zu den Alters¬

renten von den Gemeinden gegeben werden , sodaß Wien im nächsten

Jahr 40 bis 70 Millionen giehr als heuer brauchen wird.

50 Prozent der Steuerermäßigungen treffen Länder und Gemeinden

Zu der Anregung , eine Steuerenquete durchzuführen sagte Stadt¬
rat Resch , die Steuerenquete seien die Mitglieder des Wiener Land¬

tages und des Gemeinderates . Das ist die freigewählte Enquete der
Wiener Bevölkerung über die hinaus es keine Instanz gibt . ( Beifall
bei SPÖ und VO . )

Mit Nachdruck stellte Stadtrat Resch auch fest , daß alle
Steuerreformen des Bundes , die die Steuer ermäßigt haben , die Län¬
der und Gemeinden im gleichen Ausmaß wie den Bund treffen . Es ist
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ein Unrecht , die Dinge so darzustellen , als ob der Bund allein

Steuernachlässe gewährt hat . Volle 50 Prozent der Steuerermäßigun¬

gen treffen - die Länder und Gemeinden . Stadtrat Resch sagte in die¬

sem Zusammenhang , er sei jedenfalls gegen jede soziale Aushöhlung
dieser Stadt . ( Beifall bei der SPÖ . )

Zu den Anregungen , betreffend den Bericht des Rechnungshofes

sagte der Referent , der Rechnungshof lege einen offiziellen Bericht

an den Gemeinderat vor und erstattet auch einen zweiten vertrauli¬

chen Bericht an den Stadtsenat , der dort vorgclegt und behandelt

wird,
Dr . Fiedler hat auch den Umstand getadelt , daß die Gemeinde

52 Millionen Zinserträgnisse hatte . Stadtrat Resch hält dem ent¬

gegen , daß mit diesem Geld 600 Wohnungen gebaut wurden , die die

Wiener Bevölkerung nicht einen Schilling gekostet haben . Was die

Kreditvergebung durch die Zentralsparkasse der Gemeinde Wien anbe-

langt , so möge sich Dr . Fiedler an Stadtrat Dkfm . Nathschläger
wenden , der diese Kredite beschließt . Zu der Kritik an den Zinsen
für Kredite an die Städtischen Unternehmungen bemerkt Stadtrat
Resch ; Die ÖVP hat immer gleiche Behandlung der städtischen Be¬
triebe verlangt . Nun sollen die Monopolbetriebe davon ausgenommen
werden , das geht aber nicht . Soll die Straßenbahn anders behandelt
werden als zum Beispiel das Brauhaus oder der Landschaftsbetrieb?

Abschließend ersuchte Stadtrat Resch den Rechnungsabschluß
für das Jahr 1955 zustimmend zur Kenntnis zu nehmen . ( Beifall bei
der SPÖ . )

Bei der Abstimmung wird der Rechnungsabschluß und der Bericht
des Kontrollamtes der Stadt Wien einstimmig zur Kenn tnis genom men.
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Der Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien für 1957

17 . Dezember ( RR ) Der Wiener Gemeinderat begann sodann
mit den Beratungen des Voranschlages der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 1957 - Berichterstatter ist der städtische Finanz¬
referent , Stadtrat Re

_
sch ( SPÖ ) .

Wie er zu Beginn ausführte , bringt der Voranschlag für das
Jahr 1957 in zahlenmäßiger Darstellung zum Ausdruck , wie die Ver¬
waltung der Stadt im kommenden Jahr geführt werden soll . Die
Voraussetzungen , von denen seine Zahlen ausgehen , sind eine
ruhige politische und wirtschaftliche Weiterentwicklung unseres
erst so kurz selbständigen und im Verhältnis zu den Mächten , die
den Gang der Geschichte bestimmen , so kleinen Staates Österreich.

Ruhige Entwickl ung ist Voraussetzung
Rur wenn diese ruhige Weiterentwicklung Tatsache wird , er¬

klärte Stadtrat Resch weiter , werden sich die Erwartungen er¬
füllen , die wir an dieses Budget knüpfen . Die Welt ist im Augen¬
blick aber von politischen Spannungen erfüllt und auch wir
werden sehr gegen unseren Willen davon betroffen . Ich muß in
diesem Zusammenhang unseres Rachbarvolkes gedenken , das jetzt so
furchtbare Zeiten mitmacht . Ihm gilt unser ganzes Mitgefühl und
ihm zu helfen ist einfache Menschenpflicht . Auch wir Wiener waren
und sind bereit , den Opfern dieses gigantischesten Freiheits-
kamofes eines Volkes , den die Veit je gesehen hat , zu helfen,
wo , wann und so sehr wir nur helfen können . ( Beifall bei SRO und
ÖVP . )

Aber auch Ereignisse , die ferner liegen und unser Empfinden
nickt so stark berühren , haben wirtschaftliche Auswirkungen , die
wir beachten müssen . Ein Beispiel hiefür ist die Erhöhung der
Schiffsfrachten infolge der Sperre des Suezkanals , die unsere
Kohlendezüge aus dem Ausland so sehr verteuert hat . Gerade die
weltpolitische Entwicklung der letzten Zeit zeigt , wie wertvoll
es für uns war , mit dem Staatsvertrag unsere Freiheit als neu¬
traler Staat zu sichern . Man braucht sich nur die Gefahren vor-
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stellen , die uns jetzt bedrohen wurden , wenn nicht nur jenseits

sondern auch diesseits des Eisernen Vorhanges noch russische Trup¬

pen stünden , um die Bedeutung des Staatsvertrages zu verstehen.

Dieser Erfolg , den wir noch zur rechten Zeit errungen haben , ist

zum wesentlichen Teil der Eintracht unseres Volkes zu verdanken

und er sollte uns auch weiterhin als Lehre dafür dienen , daß die

Eintracht im Inneren der beste Schutz gegen Anfeindungen von außen

ist.
Neben den Ereignissen die außerhalb Österreichs vor sich ge¬

hen stellt uns auch der Gang der Dinge im eigenen Land vor neue

Entschlüsse . Die vergangenen Jahre waren durch einen raschen Auf¬

stieg unserer Wirtschaft gekennzeichnet . Dieser Aufstieg hat sich

seit einiger Zeit wesentlich verlangsamt . So ist die industrielle

Produktion noch im Durchschnitt des Jahres 1955 gegen 1954 um 51 . 6

Prozent gestiegen , heuer aber nur mehr um 3 . 9 Prozent . Die Produk¬

tivität , die 1955 noch um 11 Prozent gestiegen ist , ist heuer be¬

reits um ein Prozent gegen das Vorjahr zurückgegangen . Weniger
Überstunden und Arbeitseinschränkungen in einzelnen Industriezwei¬

gen dürften die Ursache hiefür sein . Die Verlangsamung der Produk¬

tionszunahme ist aber keineswegs ein beunruhigendes Zeichen , denn

wir haben trotzdem die Vollbeschäftigung zumindest in der günsti¬

gen Jahreszeit erhalten können und diese Vollbeschäftigung ist ja

mitschuldig an der Verlangsamung der Entwicklung . Als ich vor einem

Jahre die Zahl der Beschäftigten verglichen habe , konnte ich fest¬

stellen , daß sie von 1,337 . 000 Arbeitern und Angestellten im Jahre

1937 bereits auf 2,1 Millionen im Jahre 1955 gestiegen ist . Die Stei¬

gerung hat sich seither noch fortgesetzt und im August d . J . hat
die Zahl der Beschäftigten die Rekordziffer von 2,2 Millionen er¬
reicht . Wir können annehmen , daß nunmehr alle verfügbaren voll

Arbeitsfähigen bereits in den Arbeitsprozeß eingesetzt sind . Ein

Ansteigen der Produktion kann daher nicht mehr einfach durch Neu¬

aufstellung von Maschinen und durch Aufnahme der zugehörigen Ar¬
beitskräfte erreicht werden . Jetzt kann eine Steigerung im wesent¬
lichen nur durch die technische Fortentwicklung der Anlagen oder
durch die Einführung neuer Produktionsverfahren erzielt werden.
Das bedarf aber einer längeren Zeit der Vorbereitung und Durchfüh¬
rung und es ist nur natürlich , daß in diesem Stadium der Wirtschaft
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die Produktion nicht mehr in dem gleichen Tempo wie vorher

erhöht werden kann.

Der Er f o 1 g__d e s Vi nt e ra rbe i ts prog ramm es der Gemei nde

Die Zahl der Arbeitslosen hat sich allerdings in den

letzten Monaten , also nach Aufhören der Bau - * und Fremden*

Verkehrssaison , ungünstig entwickelt . So waren Ende November

1955 in Österreich , ohne Y/ien , also in den übrigen Bundesländern

59 . 137 Arbeitsuchende vorgemerkt ? dagegen Ende November 1956

bereits 76,456,also um 17 . 319 oder 29 Prozent mehr . Nur in Y/ien

ist die Entwicklung wesentlich günstiger verlaufen . Ende

November 1955 waren in Wien 34 . 386 Arbeitssuchende vorgemerkt,

Ende November 1956 aber nur 31 . 715 ? also um 2 . 671 oder um

7 . 7 Prozent weniger als im Vorjahr . Diese Zahlen zeigen uns,

daß wir in Vien imstande waren auch jetzt noch am Beginn der

Schlechtwetterperiode die Zahl der Arbeitssuchenden niederer zu

halten als in der gleichen Zeit des Vorjahres . Das ist zweifel¬

los ein Erfolg unseres Winterarbeitsbeschaffungsprogrammes und

der von uns eingeführten Methode , die Baustellen zu beheizen.

Dadurch ist es möglich , Dach - und Hilfsarbeiter auch noch in

Schlechtwetter - und Kälteperioden zu beschäftigen , wenn in

anderen Bundesländern jede Außenarbeit bereits eingestellt

werden muß.

Die großen Bauvorhaben der öffentlichen Hand zusammen mit

den privaten Bauten haben , wie die Rechnungsabschlüsse der

Jahre 1954 und 1955 zeigen , dazu geführt , daß die Bauwirtschaft

unserer Stadt voll ausgolastet ist . Wir wollen das Ausmaß ihrer

Beschäftigung auch im kommenden Jahr nicht absinken lassen . Die
Hülle der Aufgaben ist aber so groß , daß wir überlegen müssen,
wieviel wir der Bauwirtschaft zumuten können oiine ihre Kräfte
zu überspannen . Da während der Sommermonate schon seit Jahren
ein empfindlicher Mangel an Arbeitskräften , vor allem an Bach-

arbeitern besteht , werden wir uns weiterhin bemühen müssen,
so weit es möglich ist Arbeiten auf die Y/intermonate zu verlegen
Bei Börderung unserer Wirtschaft durch möglichst viele Gemeinde-

. /■
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aufträge werden wir aber auch darauf zu achten haben ? daß nicht

ohne Zwang Güter bestellt werden ? die schon Mangelware sind ? um
die Nachfrage nach solchen G-ütern nicht stärker Ansteigen zu

lassen . Solange noch unausgenützte Leistungsmöglichkeiten be¬

standen ? also freie Arbeitskräfte und Produktionsmittel zur Ver¬

fügung standen ? war es leicht ? die Produktion der erhöhten Nach¬

frage anzupassen . In Zeiten der Vollbeschäftigung aber wie jetzt
ist diese Aufgabe viel schwerer geworden . Sobald der Verbrauch

aber zunimmt und die Produktion nicht mehr entsprechend ge¬

steigert werden kann ? ist die Gefahr von Preissteigerungen ge¬
geben . Unser Bemühen muß also auch sein ? so weit als dies der

Stadtverwaltung möglich ist ? diese gefährliche Wechselwirkung
zwischen Angebot und Nachfrage nicht zu einer Gefahr für die

Stabilität der Preise werden zu lassen . Mir werden daher Auf¬

träge dort zu vermeiden haben ? wo kein genügendes Angebot mehr

vorliegt ? und möglichst jene Virtschaftszweige stützen müssen?
deren Kapazität noch nicht voll ausgenützt ist . Nur so werden
wir die Preisauftriebstendenzen ? die in Zeiten einer Hoch¬

konjunktur latent vorhanden sind ? in engen Grenzen halten , damit
den Lebensstandard unserer Bevölkerung vor einem Rückgang be¬
wahren und jede Gefahr einer Abwertung unserer Nahrung verhindern
können . Unter diesen Voraussetzungen bin ich überzeugt ? daß wir
die Einnahmen und Ausgabenansätze dieses Budgets ? die vorsichtig
erstellt sind ? werden verv/irklichen und damit die Wirtschaft
unserer Stadt noch stärker als bisher fördern und die Voll¬

beschäftigung unserer Arbeiter und Angestellten werden erhalten
können,

Ann ahme des Pi nan zmin is terium s unr ealistisch

Stadtrat Rusch kommt sodann auf die Budgetgrundlagen zu
sprechen und stellt fest ? daß die Grundlage jeder Budget¬
erstellung die Schätzung der voraussichtlichen Einnahmen dos
kommenden Jahres ist . Die Schätzung der eigenen Einnahmen beruht
auf dem letzten Ergebnis und . einer Steigerung entsprechend einer

ruhigen ständigen Aufwärtsentwicklung unserer Wirtschaft * Die
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Ertragsanteile , also ein volles Drittel unserer Budgeteinnahmen,
schätzt jedoch das Finanzministerium . Die Ertragsanteile machen

35 . 2 Prozent der Gesamteinnahmen des kommenden Jahres aus und

werden um 2 . 8 Prozent höher sein als im heurigen Voranschlag . Die

ser Ansatz entspricht nicht den letzten Angaben des Finanzmini¬

steriums . Das Finanzministerium hat im August dieses Jahres eine

Bruttoertragsanteilssumme von 1 . 511 Millionen , was einem Nettobe¬

trag von 1 . 299 Millionen entspricht , angegeben . Dieser Nettoer¬

trag ist um 244 Millionen höher als im heurigen Voranschlag.
Diese Steigerung begründet das Finanzministerium hauptsächlich in

einer gesteigerten Einnahme der gemeinschaftlichen Bundessteuern.

So hat der Bund in seinem ersten Vorschlag eine Steigerung der

Umsatzsteuer um 1 . 240 Millionen gegenüber heuer angenommen . Für

Wien allein wurde diese Steigerung mit 170 Millionen Schilling

verananschlagt . Ferner nimmt der Bund an , daß die Einnahme an
Lohnsteuer um 900 Millionen , in Wien um 130 Millionen , steigt.
Bei der Einkommensteuer wirkt sich noch die Steuersenkung 1954
aus . Für Wien wird eine um 37 Millionen Schilling geringere Ein¬

kommens teuere innahme angenommen . Stadtrat Resch stellt fest , daß

all diese Annahmen von Seiten des Bundes außerordentlich optimi¬
stisch erstellt wurden . Der Ertrag 1956 konnte nur um 65 Millio¬
nen gesteigert werden.

Im Oktober hat nun das Finanzministerium neue Zahlen bekannt

gegeben . Es hat die Ertragsanteile , die vorher mit 1 . 511 Millio¬
nen angesetzt waren , auf 1 . 565 Millionen gesteigert . Wenn diese
Mehreinnahmen erreicht werden sollen , müßte der Ertrag 1956 um
235 Millionen Schilling überschritten werden . Das wäre mehr als
das Dreieinhalbfache . Diese Zahl erschien dem Magistrat unreali¬
stisch und es wurde daher nur die erste Zahl von brutto 1 . 511
Millionen und netto 1 . 299 Millionen in das Budget eingesetzt.

Bei den eigenen Abgaben ist die Steigerung , die nach den
letzten Einnahmen erstellt wurde , wesentlich geringer als bei den

Ertragsanteilen . Die Ertragsanteile sollen 244 Millionen mehr

bringen . Die eigenen Abgaben machen 28 . 7 Prozent der Einnahmen
aus und sind gegenüber heuer unverändert . Die Ursache liegt bei
der geringeren Steigerung der Lohnsummensteuer gegen die Lohn¬
steuer . Bei der Lohnsteuer rechnet man für Wien mit Mehreinnahmen
von 130 Millionen Schilling , bei der Lohnsummensteuer nur 20 Mil¬
lionen . z
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Sonstige wichtige Abgabensteigerungen .; die Gewerbesteuer steigt

um 80 Millionen , die Getränkesteuer um 15 Millionen , Vergnügungs¬

steuer um 5 Millionen . Die Gewerbesteuer steigt nur wegen Er¬

höhung des GowerbCertrages . Die Lohnsummensteuer steigt durch

erhöhte Löhne und mehr Beschäftigte . Getränkesteuer und Ver¬

gnügungssteuer steigen durch erhöhten Konsum und Preiserhöhungen,

wobei vor allem auf die Kinopreise verwiesen wird . Dio Gebühren

und sonstigen Einnahmen steigen nur um 55 Millionen auf 1 . 045

Millionen und machen 26 . 7 Prozent ( gegenüber heuer 2,4 Prozent

weniger ) der Gesamteinnahmen aus . Die Verwaltungsabgaben sinnen

um eine Million , ebenso die Wegebenützungsgebühr . Die Gebrauchs¬

gebühren bleibe n unverändert mit 44 Millionen.

Zum ersten Mal Jj ^ Tm^ î Tö̂ a^ xeiô Q^. über schritte n

Die Ges amt einnahmen werden mit 5 » 914 Mi 11i 0 ne n. Schil1dhg

angenommen , das sind um 448 Millionen mehr als im Voranscnlag

1956 . Mehr als die Hälfte der Mehreinnahmen stammt aus Ertrags¬

anteilen.
Auch die Ausgaben steigen stark an , und zwar mehr als die

Einnahmen . Die Ges amt ausg ab 0 n werden auf 4^» 0
_
96

_
Milli 0 ne a Schilling

geschätzt , das sind um 500 Millionen mehr als im Voranschlag

1956 eingesetzt waren . Es wird damit zum ersten Mal die Vier-

milliarden - Grenze bei den Ausgaben überschritten . Diese

Steigerung der Ausgaben erhöht das Defizit um 52 Millionen auf

182 Millionen , das sind 4 . 4 Prozent des Budgetvolumens . Da dieser

Prozentsatz sehr gering ist , kann da^ s Budget als ausgeglichen
bezeichnet werden . Die Bedeckung des Defizites wird in Mehr¬

einnahmen oder Minderausgaben , falls nötig in den Rücklagen

gefunden werden.
Nur 400 Anstal tsbetten mehr

Die Hauptsteigerung bei den Ausgaben ist im Personalauf wand

zu suchen , der um 278 Millionen auf 1 . 461 Millionen steigt . Das

sind 55 . 6 Prozent der Gesamtausgaben . Die Personalausgaben über¬

flügeln die Ausgaben für das Baugewerbe , die 52 . 2 Prozent be¬

tragen . Die Ursachen dieser Steigerung des Personalaufwandes
/
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liegen in der hundertprozentigen Erfüllung des Gehaltsgesetzes?

in der Regelung der Nebenbezüge und in der Vermehrung des Per¬

sonals um 262 Bedienstete . Die Zahl der Aktiven steigt um 262

auf 32 . 997 . Die Zahl der Pensionisten steigt um 198 auf 14 . 518.

Die Steigerung des Personals ist vor allem in den Altersheimen

und Irrenanstalten erfolgt ? die 400 Betten mehr zu betreuen

haben . Die Magistratsabteilung 17 ? Anstaltenamt ? hat allein

gegen 1956 um 225 Bedienstete mehr.

Der laufende Sachaufwand steigt um 79 Millionen auf 1 . 595

Millionen und macht 39 Prozent des Budgetvolumens aus . Heuer hat

er 42 . 2 Prozent ausgemacht ; er mußte wegen der Steigerung des

Personalaufwandes herabgedrückt werden.

1
_. 039 Millionen für In vestitionen

Die Investitionen und einmaligen Ausgaben einschließlich

der KriegsSchadenhöhebang steigen um volle 143 Millionen.

Darauf haben wir besonderes Gewicht gelegt ? weil wir so wie

bisher die Arbeitsbeschaffung als das zentrale Problem der

Wirtschaft dieser Stadt ansehen . Der Gesamtbetrag für die

Investitionen und Kriegsschadenbehebungen macht 1 . 039 Millionen

aus.
Bei diesen einmaligen Ausgaben sind für Bauvorhaben ? die

noch aus der Vergangenheit stammen ? unter anderem 48 Millionen

für die Stadthalle und 12 Millionen für das Museum eingesetzt.

An neuen Großbauvorhaben sind unter anderem veranschlagte für

den sozialen Wohnungsbau 480 Millionen - womit wieder 5 . 000

Wohnungen hergestellt werden sollen - ? für den Stadionaufbau

14 Millionen ? für Schulbauten 30 Millionen usw . Das macht ins¬

gesamt mehr als eine Milliarde aus.

Alle diese Vorhaben sind natürlich unter der Annahme in

das Budget aufgenommen worden ? daß keine neuen Belastungen er¬

folgen . Diese unsere Annahme hat sich leider schon als unrichtig

herausgestellt ? denn durch die Novellierung des ASVG haben wir

eine wesentliche neue Belastung übernehmen müssen.

/
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Wir haben uns vom Anfang an auf dem Standpunkt gestellt , daß wir

die Verbesserung der Altersrenten der Arbeiter und Angestellten

hundertprozentig bejahen , aber diese Mehrbelastung nicht allein

von den Gemeinden getragen werden kann sondern wenigstens zu einem

Teil vom Bund übernommen werden muß * Der Einanzminister hat aDge-

lehnt und lediglich die Erklärung abgegeben , daß er diese Mehrbe¬

lastung der Gemeinde anerkennt und bei dem Pinanzausgieicnsler;

tungen die Lage der Gemeinden berücksichtigen werde . Wir werden

den Herrn Einanzminister bei den kommenden Einanzausgieichsver-

handlungen an diese Zusage erinnern.

Ku nstförderung der Gemeinde - beispielgebend für Eu ropa

In Besprechung der einzelnen Verwaltungsgruppen teilt Stadt-

rac Aesch mit , daß die Ausgaben für das Kulturbudget auf 295 Mil¬

lionen Schilling steigen , welcher Betrag bisher noch nie erreicht

wurde . Auch die für Kunst - und Volksbildung vorgesehenen 40 Millio¬

nen sind ein zuvor noch nie erreichter Betrag . Wie Besucher immer

wieder behaupten , ist die Kunstförderung der Stadt Wien beispiel¬

gebend für ganz Europa.

Jeder Patient ko st et täglich 150 Schilling

Das größte Sorgenkind ist die Verwaltungsgruppe V , Gesund 1̂ - 4- '

wesen , die 25 . 470 Betten - um ungefähr 400 Betten mehr als heuer

- betreuen wird . Der Gesamtaufwand dieses Anstaltenamtes steigt

um nicht weniger als 150 Millionen auf 846 Millionen * Die Haupt-

irsache der Steigerung liegt natürlich bei einem Amt , das fast

14 . 000 Angestellte beschäftigt , in der Erhöhung ihrer Bezüge , aber

auch zu . einem sehr wesentlichen Maße in der Erhöhung des Medika¬

mente nverbrauchs und der Medikamentenkosten * Der Zuschuß , den un¬

ser Anstaltenamt im nächsten Jahr aus Steuermitteln benötigen vii -c.

macht die gigantische Summe von 544 Millionen Schilling - gegen¬

über 407 Millionen , wie wir in diesem Jahr budgetiert haben - aus.

Kur Z6 Prozent des Aufwandes der Ausgaben sind durch

Ein . nehm .cn gedeckt , Ein Patient in unseren Spitälern wird uns im

Allsten uanr ' 130 S kosten.



17 . Dezember 1956 " Rathaus - Korrespondenz ” Blatt 2519

Erfreulich ist , daß sich die Krankenkassen nach mehr als ein¬

einhalb Jahren dauernden Verhandlungen bereitgefun .de n haben,

die Verpflegssätze in drei Etappen von derzeit 50 Schilling auf

56 Schilling pro Patient und Tag zu erhöhen . Das macht es auch

möglich , die Verpflegskostensätze der Privatpatienten 3 . Klasse

von bisher 53 auf 70 Schilling zu erhöhen , was eine große Be¬

deutung auch wegen der Berechnung des Zuschusses des Bundes zu

den Krankenanstaltskosten hat . Die Mehreinnahmen aus dieser

Änderung der Verpf legskostensätze werden im nächsten Jahr 15 bis

20 Millionen , also höchstens 10 bis 15 Prozent des Mehraufwandes

von 150 Millionen ausmachen , sodaß es nur ein Tropfen auf den

heißen Stein dieses Defizits ist.

Streit über Betten zahl hat Bau des neuen A .K . ver zöge rt

Bezüglich des Allgemeinen Krankenhauses haben wir mit dem

Bund schon lange eine Vereinbarung auf Teilung der Kosten zum

Wiederaufbau im Verhältnis 50 zu 50 erzielt . Strittig war bis vor

kurzem noch , wie viele klinische Betten das neue Allgemeine

Krankenhaus haben soll . Die Medizinische Fakultät hat 3 . 000

klinische Betten verlangt,der Finanzminister wollte nur 2,000

zugestehen . Nunmehr soll sich der Finanzminister mit 2,500 klini¬

schen Betten einverstanden erklärt haben . Dieser Streit über die

Anzahl der klinischen Betten hat den Neubau verzögert , weil der

Bund nur bereit ist , die Hälfte der Baukosten für die klinischen

Betten zu übernehmen . Für den Umbau des Allgemeinen Krankenhauses

ist im Budget 1957 eine Million eingestellt , Wir hoffen , daß der

Bund den gleichen Betrag zur Verfügung stellt , sodaß zwei Millio¬

nen Schilling für den Beginn der Projektsarbeit en zur Verfügung

stehen.
Bei der Wohnhäuserverwaltung macht der reine Betriebs¬

abgang - das ist ohne Abschreibung und ohne Investitionen - 17 . 5
Millionen aus und steigt somit neuerlich mit 6 . 5 Millionen . Ich

hoffe , daß das die letzte Anstrengung zur Nachholung des versäumten

Erhaltungsbedarfes aus der Zeit der faschistischen Herrschaft ist
und daß wir dann endlich dazu kommen , daß wenigstens die Erhaltung
der Häuser zur G-änze von den Mietern dieser Häuser erfolgen wird*



17 . Dezember 1956 " Rathaus - Korrespondenz" Blatt 2520

Das Budget ist , wie es dem Gesetz entspricht , acht Tage auf-
gelegen . Neun Gemeindemitglieder haben von dem Recht der Einsicht¬
nahme in das Budget Gebrauch gemacht , insgesamt nur zwei haben Er¬
innerungen abgegeben.

Abschließend führt Stadtrat Resch aus » Infolge der optimisti¬
schen Erwartungen des Bundes über die Entwicklung der gemeinschaft¬
lichen Bundessteuern war es auch heuer wieder möglich , ein Budget
zu erstellen , das die Wünsche aller Verwaltungszweige weitgehend
erfüllt und für die Wirtschaft unserer Stadt noch mehr Gemeinde¬
aufträge bringen wird als heuer ; und all dies wieder ohne die In¬
anspruchnahme fremden Kapitals . Nur im Palle der Wiener Verkehrs¬
betriebe werden wir voraussichtlich gezwungen sein , die Zeit bis
zur endgültigen Sanierung dieser durch die Gehaltserhöhungen schwer
getroffenen Betriebe durch einen Kredit zu überbrücken.

Ich wiederhole dabei meine oftmals abgegebene Erklärung , daß
ich Kredite keineswegs grundsätzlich ablehne , wenn ich auch zugebe,
daß für mich bei den derzeitigen hohen Zinssätzen Kredite nur als
letztes Auskunftsmittel in Drage kommen . ELir einen Kredit in unge¬
fähr 25 Jahren den doppelten Betrag zurückzahlen müssen , ist mir
für die Wiener Bevölkerung einfach zu teuer . Ich halte die jetzi¬
gen teuren Kredite daher nur für vertretbar , wenn es sich entweder
um große Vorhaben der Stadt handelt , die auch noch späteren Genera¬
tionen zugute kommen und deren hohe Kosten man daher nicht nur
einer Generation auflasten kann , oder wenn es sich um produktive
Investitionen handelt , die die laufenden Betriebskosten nicht er¬
höhen . Pür die Hoheitsverwaltung werden nur Kredite für 'Vorhaben
in Drage kommen , die nicht imstande sein werden , ihre Annuitäten
aus eigenen Mehreinnahmen oder Minderausgaben zu decken . Ich denke
nier etwa an den Neubau des Allgemeinen Krankenhauses oder an Vor¬
lehrseinrichtungen . Auch wird die Stadt Wien keineswegs damit rech¬
nen können , daß ihr Inlandsmarkt sehr bald für große Vorhaben er¬
schlossen wird . Aber auch der Kapitalmarkt des Auslandes ist nach
aller Erfahrung der letzten Jahre noch nicht bereit , an Gebiets¬
körperschaften des Auslandes nennenswerte Kredite zu geben . Wir
werden selbstverständlich die Entwicklung auf den Kapitalmärkten
weiterhin aufmerksam verfolgen , und wenn Kredite notwendig werden
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sollten , alle Möglichkeiten hiefür voll ausnützen . Wenn es uns

aber weiterhin gelingen sollte , die Vollbeschäftigung in unserer

Stadt zu erhalten und unsere Probleme und Aufgaben zu lösen , ohne

Kredite in Anspruch nehmen zu müssen , dann werden wir die uns von

der Bevölkerung zur Verfügung gestellten Mittel am besten verwen¬

det haben.

Die Generaldebatte

Als erster R . dner in der Budgetdebatte betonte Gr . Dunscher

( VO ) , daß heute niemand mehr daran zweifeln könne , daß dank acs

österreichischen Neutralitätsstatus ernste Gefahren von unserem

Lande abgewehrt werden konnten . Zu den Ereignissen in Ungarn

sagte der Redner / In Ungarn sind ernste Fehler in der Leitung

des Staates geschehen , die zu berechtigter Unzufriedenheit brei¬

ter Massen des Volkes Anlaß gaben . Wir bedauern und verurteilen

diese Fehler rückhaltlos . Man darf aber auch die Augen nichc da¬

vor verschließen , daß die seinerzeit gestürzten Kräfte der Kapi¬

talisten und Großgrundbesitzer nie aufgehört haben , mit aller

Kraft eine Wiederherstellung der alten Ordnung herbeizuführen,

und daß auch die kapitalistischen Kreise dos Westens seit Jahren

die Bestrebungen unterstützten , in Ungarn die Kräfte der Konter¬

revolution an die Macht zu bringen . In diesem Zusammenhang ist

das Eingreifen der Sowjet truppen zu verstehen , daß auf Grund des

Warschauer Vertrages erfolgte . Ein ßiog der reaktionären Kräfte

in Ungarn hätte die Gefahr eines dritten Weltkrieges heraufbe¬

schwören . Wir dürfen aus den ungarischen Ereignissen nicht die

verhängnisvolle Schlußfolgerung .^ziehen , statt eine Politik der-

Verständigung und Entspannung forozusetzen , zum Kalten Krieg zu

rückzukehren und die Militärblocks auszubauen . Wir stimmen daher

Stadtrat Resch voll zu , daß eine ruhige Weiterentwicklung auch

für die Stadt Wien von entscheidender Bedeutung ist . Der Gemein-

derat müßte es als seine vornehmste Pilicht beorach oen , gegen

alles entschieden anzukämpfen , was unsere Unabhängigkeit und Neu¬

tralität gefährdet.
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Die Finanzpolitik des Bundes benachteiligt Wien auf das

schwerste und läuft praktisch auf eine finanzielle Unternöhlung

unserer Stadt hinaus . Unter dem Titel eines Notopfers nimmt der

Bund der Stadt Wien jährlich 200 Millionen Schilling weg . Der Bund

entzieht sich weiter der Verpflichtung , seinen Beitrag zur Er¬

haltung der Wiener Spitäler zu leisten . Tom Bundes Zuschlag ^ ar

Mineralölsteuer , der für die Straßenerhaltung dienen soll , ei

hält Wien keinen G-röschen.

Den 'Wienern fehlen vor allem zehntausende Wohnungen , es

fehlen moderne öffentliche Verkehrsmittel , es mangelt an Horten

und Heimschulen . Der Mieterschutz , der durch viele Neuregelungen,

bereits stark abgebaut wurde , müßte nicht nur wieder voj _1 hcrge-

ste11t , sondern noch erweitert werden . Bei aller Würdigung des

sozialen Wohnhausbaues ist das , was die Gemeinde heute baut , noch

viel zu wenig . Wien braucht ein wirksames Wohnungsanforderungs¬

gesetz , denn das Gesetz über die Vermietung freier Wohnungen ist

eine schwere Enttäuschung und bringt eine weitere Durchlöcherung

des Mieterschutzes durch die Einführung des Neuvermietungs¬

zuschlages .
Im Verkehrswesen wäre es dringend erforderlich , mehr Straßen¬

bahnzüge während der Verkehrsspitzen einzustellen , den Fahrpark

zu erneuern und neue Autobuslinien in Betrieb zu nehmen . Durch

die Schaffung eines zweiten Stadtbahnringes könnte eine weitere

Schnellverbindung hergestellt werden . Die Tarifpolitik der Ver¬

kehrsbetriebe bedarf einer Berücksichtigung sozialer Gesichts¬

punkte . Dies könnte einerseits durch die Realisierung eines Ein¬

heitstarifes für alle städtischen Verkehrsmittel und anderer¬

seits durch die Einführung eines verbilligten Kurzstrecken—

tarifes erfolgen.
Der Redner verlangte weiter eine verstärkte Krebsbekämpfung,

die kostenlose Impfung gegen die Kinderlähmung , öifencliche Lehr¬

werkstätten der Gemeinde 'Wien , den Bau neuer Mittelschulen und

eine großzügige Sportförderung.
Auch im abgelaufenen Jahr hat Wien auf verschiedenen Gebieten



17 . Dezember 1955 Blatt 2523" Rathaus - Korrespondenz"

Positives geleistet , was wir anerkennen . In unserer Haltung zum

Budget lassen wir uns nur von sachlichen Gesichtspunkten leiten,

wobei wir die Interessen Wiens und seiner arbeitenden Menschen

zur Grundlage unserer Beurteilung nehmen . Vieles muß noch ge¬

schehen . Die Bevölkerung erwartet , daß der Gemeinderat alles tut,

um ihr Leben zu erleichtern , um es angenehmer und schöner zu

machen . Vor allem aber wünschen die Wiener die Erhaltung des

Briedens , die Fortdauer der wirtschaftlichen Konjunktur und eine.

.weitere Hebung ihres Lebensstandards.

GR . Dr . Wo llingc r ( ÖVP ) erklärte : Der Wiener Gemeinderat hat

die verantwortungsvolle Aufgabe , in budgetärer Hinsicht Vorsorge

zu treffen , daß alle lebenswichtigen Bedürfnisse dieser Stadt im

kommenden Jahr Berücksichtigung finden können . Lr hat die ver¬

antwortungsvolle Aufgabe , dafür zu sorgen , daß die Steuermittel

der Wiener Bevölkerung sinnvoll und wohldosiert Verwendung finden.

Die OVP verleiht der ehrlichen Überzeugung Ausdruck , daß die welt¬

politische Situation und die Entwicklung jenseits unserer öst¬

lichen Landesgrenzen es einfach nicht zulassen , daß die beiden

großen politischen Parteien engstirnigem vermeintlichem Partei¬

interesse sich allzusehr von der Gefahr abwenden , welche noch

immer der jungen Pflanze unserer modergewonnenen Dreiheit und

Souveränität droht . In diesem Sinne bekennt sieh meine Fraktion

aufs neue zu einer demokratisehen Zusammenarbeit und Koalition

auch in der Verwaltung der Bundeshauptstadt , denn wir bekennen

uns damit auch feierlich und leidenschaftlich zu unserer geliebten

Vate .rstadt Wien , zu ihrer Blüte , zu einer gemeinsamen Arbeit im

Interesse dieser Stadt . ( Beifall bei der ÖVP . )

Der Redner beschäftigt sich mit dem Ergebnis der letzten

Jati 0 nalratswahl und meint in diesem Zusammenhang , man hätte von

dor Hehrheitsfraktion des Hauses erwartet , daß sie in echter

demokratischer Gesinnung wenigstens teilweise den geänderten Ver¬

hältnissen Rechnung tragen würde . Dies war jedoch leider nicht

der Ball . Die intolerante Haltung der Sozialisten im wiener

Rathaus bestehe heute noch . .
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Die ÖVP bedauere dies aufrichtig , weil dadurch der Demokratie ein

schlechter Dienst erwiesen wird und die Koalition überflüssigen

Belastungsproben ausgesetzt ist.

Der Redner behandelt dann einige , wie er sagt " neuralgische

Punkte " ‘in . der Wiener Stadtverwaltung . Br fordert eine Änderung der

Wiener Verfassung , die er als undemokratisch bezeichnet . Sie stam¬

me aus einer Zeit , in der die damaligen Sozialdemokraten allein

im Bathaus regierten . Diese Verfassung räumt dem Stadtooerhaupt

fast diktatorische Vollmachten ein , entrechtet jeden Amtsführen-

öen Stadtrat , bürdet ihm aber andererseits die ganze Verantwortung

auf . Der Amtsführende Stadtrat für die Städtischen Unternehmungen

zum Beispiel habe nicht einmal die Möglichkeit , eine Reinigungs—

frau einzustellen . Dafür ist der Personal - Stadtrat zuständig.

Über den Sachaufwand wiederum bestimmt der Finanzreferent.

Dr . Wollinger betont , daß nur der eine Verantwortung tragen

könne , der auch vollkommene Handlungsfreiheit besitzt.

Die ÖVP verlangt in diesem Haus nicht mehr Einfluß als es

dem Willen der Wähler entspricht , fuhr der Redner fort . Warum

widersetzt sich die Mehrheitsfraktion dem Willen oer Zähler und

gewährt der ÖVP nicht das entsprechende Mitspracherecht ? 3Zr ver¬

langt nachdrücklich eine Demokratisierung der Diener Verfassung

und vernünftige Reformen der Verwaltung der Stadt Wien . Die ÖVP

beabsichtige keinesfalls sich auf eine negative Kritik zu beschrän¬

ken und ist bereit mitzuarbeiten und positive Vorschläge in die¬

ser Präge zu machen.
Zum Wohnungsproblem bemerkt Dr . Wollinger , daß in Dien noch

immer 100 . 000 Wohnungseinheiten fehlen . Es müssen also zusätzli¬

che Wege beschritten werden und neue Maßnahmen im Wohnungsbau ge¬

troffen werden . Man müsse den sozialen Wohnungsbau selbstverständ¬

lich fortsetzen . Die Stadtverwaltung muß aber auch dem privaten
und dem genossenschaftlichen Wohnungsbau besonderes Augenmerk zu¬

wenden . Der Redner wirft auch die Frage auf , ob die aus Steuermit¬

teln gebauten Wohnungen weiterhin völlig unentgeltlich zur Verfü¬

gung gestellt werden sollen . Die Zahl derer , die bereit sind , für

Wohnraum Eigenmittel zur Verfügung zu stellen , sei nicht so gering
Man könnte zweierlei erreichen , die Schaffung von zusätzlichem

Wohnraum und außerdem werden die Mittel der Allgemeinheit nur den
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sozial Bedürftigsten zugute kommen*

Bei der Wohnungsvergebung kritisiert Dr . Wollinger , oaß oer

zuständige s Ausschuß mit dieser Drage überhaupt nicht beschäftigt

- drd . Br verlangt , daß die Vergebung ausschließlich nach dem Grad

der Bedürftigkeit erfolgen solle und regt in diesem Zusammenhang

die Einsetzung von unpolitischen Kommissionen an.

Auch auf dem Gebiete der Personalpolitik müßte objektiver

vorgegangen und nicht nach parteipolitischen Gesichtspunkten ge

handelt werden . Es müsse das gleiche Recht für alle Bürger dieser

Stadt gelten , -̂ ie Österreichische Volkspartei werde nicht müde wer¬

den , für die Dreiheit aller Bewohner dieser Stadt einzutreten.

Das gleiche gilt für die Vergebung der Wohnungen . Der Redner kommt

sodann auf die Wiener Verkehrsverhältnisse zu sprechen . Er verweist

auf von seiner Draktion bereits wiederholt gemachte Vorschläge zur

Lösung der Verkehrsmisere , denen jedoch bis jetzt nichu entspro¬

chen wurde . Br erhebt die Forderung nach Schaffung einer Verkehrs¬

planungskommission , nach Erstellung eines Generalverkelirsplanes,

die Planung und Inangriffnahme der U - Bahn und Schaifung von Schnell¬

verkehrsstraßen . Der Stand an Kraftfahrzeugen ist in Wien bis 1.

Dezember bereits auf 168 . 106 gestiegen . Der Tag , an dem das

200 . 000 . Motorfahrzeug in Wien registriert wird , wird also nicht

mehr fern sein . Die Situation auf diesem Gebiet ist wirklich ernst.

Eine wiederholte Dorderung seiner Draktion anläßlich jeder

Budgetdebatte war die Notwendigkeit einer Änderung der Finanzpoll-

tik der Gemeinde Wien . Br könne sich der Ansicht von Stadtrat Besch,

daß die Zeit für ausländische Kredite noch nicht gekommen ist,

nicht anschließen . Es sei vielmehr das Gegen teil der Dali , ist

zu spät für solche Kredite , Heute allerdings is u der Kapitalüoer-

hang zum Großteil abgeschöpft , Vor einigen Jahren wäre es leicht

gewesen ausländische Kredite zu bekommen . ( Zwischenrux SPÖ » Sie

vergessen , daß wir besetzt waren ! ) Große , einmalige Investitionen,

die mehreren Generationen zugute kommen , müßten finanziell gleich¬

falls auf mehrere Generationen aufgeteilt werden«
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Za der Ans ! eilt des Referenten , daß die Annahmen des Finanz-

ministers zu optimistisch wären , braucht nur auf die Erfolgs¬

ziffern der vergangenen Jahre verwiesen werden . Sie haben immer

den Optimismus des Finanzministers voll und ganz bestätigt.

( Beifall bei der ÖVP . ) Auch 1956 hatten wir höhere Gemeinde¬

steuern als angenommen wurde * Bis 30 . September haben die Über¬

schreitungen auf der Einnahmenseite 125 Rillionen Schilling be¬

tragen . Wenn man diesen 125 Millionen noch für das letzte Quartal

einen entsprechend hohen Anteil hinzurechnet , kommt man auf 165

Millionen Schilling . Die vorliegenden Ansätze aber , sehen zwar

erhöhte Einnahmen dieser Steuern vor , doch nur von 125 Millionen«

Die ÖVP begrüße auch die stärkere Dotierung des Hafenausbaues

Die internationale Bedeutung Wiens erfordert einen großzügigen
Ausbau des Wiener Hafens ebenso wie in der Zukunft dem Flughafen

große Bedeutung zukommen wird * Dies ist viel wichtiger als die

fortgesetzten Grundankäufe , die in der Bevölkerung nicht wenig
kritisiert werden . Der reine Baugrund geht weit über das hinaus,

was die Stadt Wien in den nächsten Jahren zu verbauen in der Lage
ist . immerhin wurden in den letzten zehn Jahren 210 Millionen

Schilling für Grundkäufe ausgegeben.
Der Redner vermißt im Voranschlag die so dringend not¬

wendigen Mittel für familienfordernde Maßnahmen . Er verlangt
Ehestandsdarlehen , bevorzugte Wohnraumzuweisung für junge Ehe-

" are , den Bau familiengerechter Wohnungen und Ermäßigung ver¬
schiedener Gebühren und Tarife für kinderreiche Familien . ( Bei¬
fall bei der ÖVP . )

Er fürchte , so fuhr GR, Dr * Vollinger fort , daß der Referent
diese sachlichen Einwände in etwas weniger sachlicher Weise
beantworten wird , wie es Stadtrat Resch heute schon einmal getan
nabe . Der Referent hat anerkannt , daß die Ausführungen von
eR . Dr . Fiedler sachlich waren, " dennoch hatte er sich eines
witzelnden schulmeisterlichen Tones nicht enthalten können . In
wer Berichterstattung ist Stadtrat Resch immer objektiv . Bei der

P ot wortung von objektiven Einwänden glaubt er jedoch den Schul-

* / *
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meister spielen zu müssen . .
Das bevorstehende Hochfest der Christenheit steht heuer

ganz unter dem Eindruck des furchtbaren Unglücks , das unserem

ungarischen Nachbarvolk widerfahren ist , Dir wollen und müssen

auch in dieser Stunde der Tatsache gedenken , daß Österreichs

Dreiheit von den beiden Regierungsparteien gemeinsam errungen
und gesichert worden ist , Wir müssen auch weiterhin auf der Hut

sein vor jenen Hyänen , die auch bei uns die Dreiheit vernichten

wollen . Das sicherste Abwehrmittel aber heißt Toleranz und

wirkliche demokratische Zusammenarbeit . Die ÖTP wird es an

Bereitschaft nicht fehlen lassen mit ihrer ganzen Kraft mitzu¬

wirken j um die Mission unserer geliebten Stadt Kien als Zentrum

der Kultur und “ Wissenschaft und als Bo11we 2k westlicher Zivili¬

sation zu erfüllen . Die OVP dankt der gesamten Wiener Bevölkerung
für ihre spontane Dokumentation der Menschlichkeit . Sie dankt

aber auch der Bevölkerung von Wien dafür , daß sie die Kittel

aufbringt , die die Stadt zur Erfüllung ihrer vielfältigen Auf¬

gaben benötigt . ( Beifall bei der ÖVP . ) Zum Schluß dankte der

Redner auch den Bediensteten der Stadt Wien und gab die Erklärung
ab , daß seine Fraktion die Zustimmung zum Budget 1957 geben werde.

( Beifall bei der ÖVP . )
Als zweiter Debattenredner der VO hat sich G-R . Dr . Soswinski

zu Wort gemeldet . Er fordert erneut die Einführung von Luxus-
steuem in Wien . Der Redner stellt die Frage , mit welchem Recht
der Finanzminister verlangt , daß die Gemeinde unnötige Lasten

tragen soll , obwohl er selbst nicht alle Steuermöglichkeiten aus¬
nützt , Eine Luxussteuer werde niemanden , der es sich leisten
kann , hindern , die gewünschten Waren zu kaufen , gleichzeitig aber
würden dadurch die Bankkonten der Kapitalisten kleiner und die

Investitionsmittel größer . Er kritisierte , daß der Städtebund,
der doch in "Wien federführend ist , in der Frage der Luxussteuer
bisher nichts unternommen hat . Zur Verwaltungsgruppe II , Finanz¬
wesen, . erklärte der Redner , daß die Kommunisten seit Jahren für die
Stadtwerke die Befreiung von den Gebrauchs - und Wegbenützungsgebüh¬
ren , das sind für 1957 54 Millionen Schilling , fordern . Er verlangte
daher in einem Antrag , die Gemeinde Wien soll für das kommende Fi¬
nanzjahr den Stadtwerken einen unverzinslichen . Kredit in derselben
Höhe einräumen,
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Zur Debatte Liber eventuelle Auslandskredite sei zu bemerken,

daß kein vernünftiger Mensch grundsätzlich dagegen sein könnte,

weil nicht eine Generation den Wiederaufbau und den Neubau in

einer kriegszerstörten Stadt tragen kann . Bedingung sei , daß das

Ausland auf die Tarifbildung keinen Einfluß haben darf , denn Öster¬

reich ist kein 'Kolonialland , in dem man sein Geld innerhalb weni¬

ger Jahre vervielfältigen kann . Da die Finanzpolitik der Stadt Wien

keine Interessenpolitik für die Arbeiterklasse sei , werde seine

Fraktion den Voranschlag ablehnen.

GR , Dr . Bohmann ( SPÖ ) begrüßte die Loyalitatserklärung der

ÖVP zur Politik der Zusammenarbeit im Rathaus . Wenn allerdings in

diesem Zusammenhang auf einen Stimmengewinn der ÖVP in Wien bei

den letzten Wahlen hingewiesen wurde , so hat man dabei vergessen,

daß dieser nur möglich war , weil die SPÖ die Lasten und Unannehm¬

lichkeiten des Wiederaufbaues durch Jahre allein getragen hat.

Seine Fraktion werde sich die Erklärung der ÖVP merken und die

Haltung des Koalitionspartners beobachten und kontrollieren, 8 man

wird die ÖVP immer darauf aufmerksam machen , wenn sie die Basis

dieser Erklärung verläßt.

Ein umfassender Überblick über den Wiederaufbau in Vien sei

nur möglich , wenn man die heutigen Verhältnisse mit denen von 1945

vergleicht . Schon neun Jahre nach der großen Katastrophe , im Jahre

1954 , konnte man der Welt den Entschluß bekanntgeben , daß die Stadt.

Verwaltung gewillt ist , Wien auf das Niveau einer modernen - eit

stadt zu heben . Diese Erklärung ist der beste Beweis für das Lei¬

stungsvermögen und den Aufbauwillen der Wiener Bevölkerung.

Es kann mit Stolz auf die Feststellung des Obersten Rechnungs¬

hofes verwiesen werden , daß die Rechnungsergebnisse 195o und 1954

das Bild einer geordneten und vorsorglichen Finanzwirtschaft er¬

geben . ( Beifall bei SPÖ . ) Der Redner spricht den Wunsch aus , die

Wiener Bevölkerung über das Geleistete ausreichend zu informieren.

Die schweren Aufgaben einer Stadtverwaltung können nur dann er¬

füllt werden , wenn bei der Bevölkerung Verständnis gefunden wird.

Aus diesem Grunde ist der Aufruf des ' Stadtarchivs an die Bevölke¬

rung , Tatsachenmaterial und Urkunden aus dem Jahre 1945 gegen Ent¬

schädigung zur Verfügung zu stellen , sehr zu begrüßen . Es wurden

im Budget in großzügiger .
'/eise auch Mittel hierfür oereitgestellt»
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Der Redner kommt sodann auf die Ereignisse in unserem Nach¬

barland zu sprechen j das Elend dieser B-Ienschen , das einem täglich
in den Straßen Wiens begegnet , zwinge dazu . Da hervorragendste
Merkmal dieser Erhebung ist , daß gerade die Jugend die Führerin

des Aufstandes ist . Die Geschichte hat hier ein hartes Urteil ge¬

sprochen , denn es kann für ein politisches System kein härteres

Urteil geben , als gezwungen zu sein , sein eigenes System mit Pan¬

zern niederwalzen zu müssen . Diese Ereignisse haben auch in der

österreichischen Bevölkerung tiefe Anteilnahme gefunden , aber auch

ein großes Gefühl der Dankbarkeit dafür , daß wir solche läge Oster

reich und Wien ersparen konnten . In diesem Zusammenhang sollen

auch einige Worte zum Staatsvertrag gesprochen werden . Es * war ein

Erfolg der Zusammenarbeit der beiden großen Parteien , daß die

Atmosphäre geschaffen wurde , in der Österreich endlich wieder sei¬

ne Souveränität erhielt . Es ist den österreichischen Arbeitern und

Angestellten zu danken , die dem organisierten Terror , so vor allem
im Jahre 1950 , mutig und entschlossen die Stirne boten . Sie haben

sich nicht betören alssen und sind treu zu Österreich und zu der
erhofften Souveränität gestanden . So ergießt sich jetzt ein Plücht

lingsstrom nach Österreich . Österreich und Wien werden im Namen
der Menschlichkeit die Hilfe geben , die gegeben werden kann . Auf
Wiener Boden befinden sich derzeit 29 . 000 Flüchtlinge , die in La¬

gern betreut werden . Die wirklich großen Leistungen der Stadtver¬

waltung und des zuständigen Stadtrates müssen anerkannt werden.
Es wird jede Hilfe geboten werden , zu deren Leistun die Stadt in
der Lage ist.

Zum Budget selbst stellt der Redner fest , daß sich bei einer

Gegenüberstellung der Voranschläge der drei letzten Jahre .eine Er¬

höhung der Einkommen - und auch der Ausgabenansätze um rund eine
Milliarde Schilling ergebe . Es ist zu hoffen , daß die Ausgaben¬
seite in Ordnung gehalten werden kann , weil damit die Erhaltung
der Vollbeschäftigung zusammenhängt . Der Staat , die Länder und die
Gemeinden sind zu einem richtunggebenden Faktor im Wirtschafts¬
und Erwerbsleben geworden . Nur die großzügige Investitionspolitik
der Öffentlichen Hand sichert auf die Dauer die Wirtschaftskon-
junktur . Darauf wurde wiederholt von den Sozialisten hingewiesen.
Der ‘

Voranschlag 1957 ist ein glänzender Beweis sozialistischer
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Wirtschaftsauffassung . Das Viermilliardenbudget ist in Wirklich¬

leit nichts anderes als eine vorsichtig kalkulierte Voraus "Finan¬

zierung der österreichischen und der Wiener Wirtschaft . Allein

1 . 519 Millionen Schilling sind für das Bau - und Baunebengewerbe

präliminiert , Jeder , der die Verhältnisse kennt , weiß , welch große

Bedeutung diese Investitionspolitik der Gemeinde Wien für das Ge¬

werbe besitzt . Ohne diese Investitionspolitik wäre das Bau - und

Baunebengewerbe zu einer kümmerlichen Existenz verurteilt.

Zur Abgabenteilung stellt der Redner fest , daß Wien die ein¬

zige Körperschaft ist , für die eine Höchstgrenze bei der Zuteilung

der bundesgemeinschaftlichen Abgaben existiert . • Aus der Abgaben¬

teilung verliert Wien daher jährlich 554 Millionen Schilling von

den von der Wiener Bevölkerung aufgebrachten Steuermitteln . Allein

Niederösterreich erhält davon 220 Millionen.

Wien ist der größte Wirtschaftskörper Österreichs . Man müßte

annehmen , daß die Bundespolitik Interesse daran hat , einen starken
T Artschaf tskö -rper in Wien zu erhalten , denn die wirtschaf Glichen

Kraftströme , die von Wien ausgehon , beinflussen wesentlich die

Wirtschaft in den Ländern und Gemeinden . Der Redner richtete daher

die Aufforderung an die Vertreter der ÖVP , sie mögen in den kom¬

menden Finanzausgleichsverhandlungen die wohlberechtigsten Interes¬

sen Wiens mit den Sozialisten vertreten.

Mit Genugtuung stellte der Redner fest , daß der Personalauf¬

wand eine Erhöhung von 25 . 5 Prozent erfahren hat und die Personal¬

tangente - das Verhältnis von Gesamtausgaben und Personalaufwand
- von 55 . 5 Prozent auf 56 . 1 Prozent erhöht wird , Damit ist eine

Erhöhung des Lebensstandards der städtischen Bediensteten verbun¬

den , die letzten Endes der Wiener und der österreichischen Wirt¬

schaft zugute kommt.
Mit Besorgnis müsse man jedoch die Entwicklung der Bundes¬

finanzen verfolgen . Trotz der herrschenden Prosperität in Öster¬

reich gelingt es dem Finanzminister nicht entsprechende Reserven

anzulegen . Der städtische Finanzroferent verfolgt dagegen mit

Recht den Grundatz , daß bei einer geordneten Finanzwirtschaft die

Rücklagen mit der Höhe der Investitionen in einen gesunden und

natürlichen Verhältnis stehen müssen . Stadtrat Resch hat die Ge¬

meinde Wien von einer unangenehmen Lago bewahrt , die jetzt oei
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clor vollen Erfüllung dos Gehaltesgesetzes beim Bund eingetreten

ist.
Zu den Mehransätzen im Kapitel Kultur und Schulverwaltung

von 74 Millionen Schilling sagt der Redner , dies stelle ein Be¬

kenntnis der Stadtverwaltung zu dem Willen dar , Wien wieder sei¬

ner Berufung gemäß zum kulturellen und geistigen Zentrum zu ma¬

chen . Die Wiener Festwochen zum Beispiel üben eine große Anzie¬

hungskraft auf das internationale Publikum aus . Auch die inter¬

nationale Wiener Messe trägt zur internationalen Bedeutung Wiens

im großen Maße bei.

Mit Sorge müsse man die Ausführungen des Referenten über die

finanzielle Gebarung bei den Anstalten hören . Es bedeutet eine

schwere finanzielle Belastung , wenn die Gemeinde Wien einen Zu¬

schuß von 544 Millionen Schilling leisten muß . Der Redner nimmt

dann auf eine Äußerung dos Vizebürgermeisters Weinberger bezug,
die er bei einer Tagung des ÖAAB gemacht hat ; " Auch der demokra¬

tische Sozialismus ist eine Irrlehre , weil er auf dem Materialis¬

mus fußt . . . " Diese Feststellung dürfe nicht unwidersprochen blei

ben . Der Redner erinnerte daran , daß in der Mitte des vorigen
Jahrhunderts die Arbeiter und Angestellten beginnen mußten , um

die Grundrechte ihrer menschlichen Existenz zu kämpfen . Diesem

Kampf unserer Väter verdanken wir es , daß wir heute auf demokra¬

tischem Boden an der Verwaltung unserer Stadt und unseres Staates

teilnehmen können.
GR . Dr . Bohmann erklärte , die Welt sehe heute im demokrati-

sehen Sozialismus die einzige Möglichkeit/vor einem schauerlichen

Untergang zu bewahren . Die sozialen Lasten eines Gemeinwesens
werden auch weiterhin ansteigen , weil dies in der Entwicklung des

Wohlfahrtsstaates begründet ist . Aufgabe der Verwaltung sei es,
für eine gerechte Aufteilung zu sorgen . Er begrüßte es , daß nun
endlich ein Krankenanstaltengesetz in Kraft tritt , das den Gemein
den schwere finanzielle Lasten abnimmt und das Defizit zischen
Stadt , Land und Gemeinde nach einem gerechten Schlüssel aufteilt.
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Es sei zu begrüßen , daß ein Drittel der Gesamtausgaben des

Voranschlages für das Bau - und Wohnungswesen vorgesehen ist . Damit

können neue Projekte wie das Allgemeine Krankenhaus , der Ausbau

des Südtiroler Platzes usw . verwirklicht werden . Wenn im Vorjahre

von einem OVP - Sprecher behauptet wurde , dem Voranschlag der Stadt

Wien fehle der große Wurf , so muß dazu gesagt werden , der große

Wurf ist in der systematischen Vollendung der Aufbauarbeit zu

finde n.
Zum Straßenbau erklärte der Redner , daß in den letzten

Jahren acht Millionen Quadratmeter Straßen neu gebaut oder grund¬

legend modernisiert wurden . Das ist ein Drittel des Gesamt¬

straßennetzes der Stadt . In ganz Österreich gibt es nur Zeit

8 . 000 Kilometer Bundes Straßen , davon entfallen aber nur 15 Kilo¬

meter auf das Wiener Stadtgebiet . Dieses Mißverhältnis bedeutet

geradezu eine Beleidigung Wiens als Bundesland . Eine Novellierung

des Bundess tra ßengesetzes sei daher dringend notwendig.

Ein besonders rühmenswertes Kapitel sei das Wohnungswesen.

Mit den vorgesehenen Mitteln wird es möglich sein , 5 . 000 neue

Wohnungen im sozialen Wohnungsbau und 5 . 000 durch Vorderungs-

beitrage zu bauen . Seitdem Sozialisten in Wien regieren , wurden

120 . 000 neue Wohnungen - 60 . 000 seit 1945 - gebaut . Trotzdem

fehlt es noch immer an Wohnraum . Diese Tatsache hat ihren Grund

in der Umwälzung der Einstellung zum Wohnungsstandard . Die Zu¬

weisung von Gemeindewohnungen erfolgt ausschließ lieh unter den

Gesichtspunkten der Bedürftigkeit . Der ÖVP gehe es aber nicht

darum , die Wohnungen nach der Bedürftigkeit , sondern nach dem

Parteiproporz zu vergeben . Es widerspreche der Absicht dos Ge¬

setzgebers , wenn öffentliche Mittel für den Wohnungsbau ohne Be¬

dacht auf die wirkliche Bedürftigkeit des Wohnungswerbers ver¬

geben werden . Das geschieht aber beim Wohnungseigentum , wie es

von der ÖVP gehandhabt wird . Auch die Volkspartei wird die

Handlung des historischen Eigentumsbegriffes zur Kenntnis nehmen
müssen . Abschließend erklärte der Redner . Der Voranschlag 1957

hält , was die SPÖ bei den letzten Wahlen den Wählern ver¬

sprochen hat
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Stadtrat Resc Ja gehandelte im Schlußwort verschiedene Rin¬

winde der Debattenredner , Zum Yorwurf Dr . Wo Hinge rs , daß manche

Geschäftsstücke vom Bürgermeister auf Grund diktatorischer Voll¬

machten erledigt werden , sei zu erwähnen , daß in einer Gemeinde-

verwaltung sehr oft unaufschiebbare Probleme rasch erledigt

werden müssen . Zwischen den Parteien bestehe ein Übereinkommen,

daß kein leitender Beamter ohne Zustimmung des Amtsführenden

Stadtrates ernannt werden darf . Vorwürfe in dieser Richtung

entbehren dahier jeder Grundlage.

Der Binfluß des Finanzreferenten auf die Städtischen Dnter-

nehmun , en beschränkte sich auf die Aufsicht der Erstellung des

Budgets und darauf , daß sich Investitionen im Rahmen des Voran¬

schlages halten , Betriebsausgaben werden von den Direktionen

dem Bedürfnis angepaßt . Zu den für die Vergebung von Bohnungen

geforderten Kommissionen sei zu sagen , daß es ungerecht ist,

wenn man verlangt , daß der eine die Verantwortung für die Finan¬

zierung trägt , andere aber das Recht der kohnungsVergebung haben

sollen . Auch der genossenschaftliche Wohnungsbau soll gefördert
werden , doch muß dabei die Bedürftigkeit des Bewerbers ausschlag¬

gebend sein . Beim Wohnungseigeatum , wie es von Rationalrat Brinke

gehandhabt wird , werden öffentliche Mittel verwendet , doch kein

öffentlicher Funktionär hat Einfluß auf die Vergebung . Die

Sozialisten sind nicht prinzipiell gegen das Wohnungseigentum,
doch sind sie gegen den Mißbrauch öffentlicher Steuermittel für

die Schaffung privaten Eigentums,
Zum Verkehrswesen verwies Stadtrat Resch auf das von Stadt¬

rat Dkfm . Rathschläger vorgelegte Investitionsprogramm von

2,2 Milliarden Schilling , Keine einzige der zahlreichen For¬

derungen , wie U- Bahn , Verbesserung der Stadtbahn usw . sind darin

berücksichtigt , Es beschränkt sich auf Wagenbestellungen und
den Bau einer Hauptwerkstätte*

Zur Frage der Kreditbeschaffung ist zu sagen , daß Österreich
als besetztes Land ausgelacht worden wäre , hatte es versucht , im

Ausland Kredite zu erhalten.
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Dio Behauptung , daß die Ansätze des Finanzministers schon früher

als pptimistisch bezeichnet wurden , ist richtig . Der Optimismus

hat sich allerdings in einem Ausmaß erfüllt , das weit über alles

hinausgegangen ist . Wenn Dr . Wollinger behauptet hat , in der Be¬

völkerung seien vielfach Stimmen gegen die Grundkäufe der Gemeinde

zu hören , so kann man sich kaum vorstellen , welche Kreise dagegen

sein sollten . Die Grundbesitzer haben ja ein Interesse daran , daß

die Nachfrage groß ist . Vielleicht ist es aber die Politik der

Gemeinde , nicht jeden Preis für ein Grundstück zu bezahlen , die

in manchen Kreisen auf Ablehnung stoßt . Zur Forderung nach Bereit¬

stellung von Mitteln für familienfördernde Maßnahmen ist zu sagen,

daß auch hier viel geleistet wurde . So ist der soziale Wohnungs¬

bau eine familienfördernde Maßnahme großen Stils , ferner die SW-

Möbelaktion , die in immer größeren Maße in Anspruch genommen
wird , die Gewährung von Krediten für die Modernisierung von Alt¬

wohnungen und schließlich auch die Kredite für die .Erhaltungsar¬

beiten an schon bestehenden Häusern.

Zur Beschwerdc Dr . Wollingers , daß die sachlichen Ausführun¬

gen des GR . Dr . Fiedler unsachlich beantwortet wurden , muß fest-

gestellt werden , daß dies nur auf einen einzigen Fall zutreffend

ist , wo ich ihm sagte , er solle sich an Kollegen Nathschläger wen¬

den . Alle anderen Bemerkungen des Gemeinderates wurden ernst er¬

widert . Stadtrat Rcsch stellt in diesem Zusammenhang fest , er

möchte die Herren der ÖVP bitten , nicht so empfindlich zu sein

und zu verstehen , daß ihre ständigen Belehrungen über Demokratie,
Toleranz und Objektivität manchmal aufreizend wirken . Bs sind ja
in diesem Saale zu viele alte Demokraten , die die Demokratie und

Toleranz der Vorgänger der Österreichischen Volkspartei am eige¬
nen Körper erlitten haben . Sie können daher die Belehrungen des
Dr . Fiedler wirklich nicht ernst nehmen . Außerdem haben sie eine

solche Belehrung als alte Demokraten nicht nötig . Br bitte , daher,
in Zukunft diesen belehrenden Ion über Demokratie und Toleranz
nicht zu gebrauchen . Seine Partei wisse schon länger , was Demokra¬
tie ist . ( Beifall bei der SPÖ . )

Bei der Abstimmung wurden die Ansätze ohne die Stimmen der
rn angenommen . Der Antrag des GR . Dr . Soswinski ( VO ) wurde abge-
lehnt.
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Das Personalwesen der Stadt Dien

17 . Dezember ( RK ) Stadtrat Riemer ( SPÖ ) berichtet sodann

über die Verwaltungsgruppe I , Personalangelegenheiten , Ver-

waltungs - und Betriebsreform . Das abgelaufene malenderjahr sband

auf dem Personalsektor im Zeichen des Gehaltsgesetzes , das in

langen Verhandlungen , an denen die Stadt Dien nur zum Teil be¬

teiligt war , zwischen der Bundesregierung und dem Verhandlungs¬

ausschuß der vier Gewerkschaften deS ' öxfentlicnen Diensues im

vergangenen Frühjahr abgeschlossen wurde . Nach der Zwischen¬

lösung im April dieses Jahres wurde mit Beschluß des Wiener Ge¬

meinderates vom November die Erfüllung der Be soIdungsOrdnung

mit 1 . Jinner 1957 festgelegt . Bs war in der Folge auch not¬

wendig , in Verhandlungen mit der Gewerkschaft der Gemeinde¬

bediensteten jenen Teil der Nebenbezüge neu zu regeln , die teil¬

weise oder zur Ganze als Abgeltung für Hehrdienstleisuuug go—

wa .hr t werden . Für den Abschluß dieser komplizierten Vernand—

lungen muß allen Beamten dieses Ressorts und der General¬

direktion der Stadtwerke , im besonderen aber Magistratsdirektor

Dr . Kinzl herzlichst gedankt werden . ( Beifall bei SPÖ und OVP . )

Unter dem Beifall der SPÖ spricht der Redner auch seinem Vor¬

gänger , Stadtrat a . D , Dr. Big sch , der die wochenlangen äußerst

komplizierten Verhandlungen über die Neugestaltung des Bo-

soldungsrechtes der städtischen Angestellten geleitet hat , den

herzlichsten Dank aus.
Auf Grund der neuen bezugsrechtlichen Bestimmungen nach

den: Gehaltsgesetz 1956 ergibt sich für das Jahr 1957 ein Ber-

sonalaufwand von 1 . 460,7 Millionen Schilling gegenüber l . lop

Millionen Schilling im Voranschlag 1956 , das ist eine Steigerung

des Personalaufwandes in diesem einen Jahr um 2p . 5 Prozent , ° ei

annähernd gleichbleibendem Personalstand . Die Hauptbezüge

steigen von 759, - 7 Millionen Schilling im Voranschlag des lauten¬

den Jahres auf 955 ? 9 Millionen Schilling , also um 2p . 2 Prozent.

Eine größere Steigerung ergibt sieh bei den Nebenbezügen,
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nämlich von 52,3 Millionen Schilling auf 70,2 Millionen Schilling,

also um 34 . 1 Prozent . Die Ruhe - und Versorgungsgenüsse steigen

um 26 . 1 Prozent , nämlich von 250,9 Millionen auf 316,5 Millionen

Schilling.

Verhältnismäßig bescheiden ist dagegen die Steigerung der

Sozialversicherungsbeiträge , die die Gemeinde für ihre Vertrags—

bediensteten an die Sozialversicherungsinstitute zu zahlen hat.

Sie waren im Vorjahr mit 61,7 Millionen Schilling praliminiert

und ergeben für das kommende Jahr 68,1 Millionen Schilling , also

nur eine Steigerung um 10 . 3 Prozent . Dagegen steigen die Ersätze

an fremde Stellen ( Berufsschullehrer ) von 17,1 Millionen des

Vorjahres auf 23,7 Millionen Schilling , das ist ein Plus von

38 . 1 Prozent . Für Gehaltsvorschüsse sind 45 Millionengegen

40 Millionen des Vorjahres eingesetzt . Für Aushilfen und Remu¬

nerationen sind 1,178 . 000 Schilling veranschlagt . Die Personal¬

tangente , also der Anteil des Personalaufwandes am Gesamtaufwand

der Stadt Wien , steigt von 33 . 5 Prozent des laufenden Jahres

auf 36 . 1 Prozent im Voranschlag für 1957.

Der Personalstand der Wiener Gemeindeverwaltung hat nach

einer Reihe von Jahren der Reduktion mit dem Dienstpostenplan

für das kommende Jahr zum ersten Mal wieder eine Steigerung er¬

fahren , Der Voranschlag rechnet mit 32 . 997 Bediensteten in der

Hoheitsverwaltung und den übrigen Dienet stellen des Magistrats.

Br hat im Vorjahr 32 . 735 betragen . Die Po rsona1Zunahme mit 262

Bediensteten ist fast ausschließlich auf die Vermehrung \fon

Dienstposten für Pflegepersonal in unseren kranken — und Jonl—

fahrtsanstalten , insbesondere in den Altersheimen und Heil - und

Pflegeanstalten zurückzuführen . Aber auch die Zahl der Pensio¬

nisten beim Magistrat ist um 198 , nämlich auf 14 * 518 Pensions¬

empfänger , gestiegen , was auf eine verstärkte Lust zum Über¬

tritt in den dauernden Ruhestand zurückzuführen sein dürfte.

Bei den Stadtwerken ergibt sich im Jahre 1957 ein Personal¬

aufwand von 1 . 050,3 Millionen gegenüber 859,9 Millionen nach den

Wirtschaftsplänen 1956 . Die Mehrausgaben aui Grund der neuen

Gehaltsregelung betragen also bei den Stadtwerken 190,4 Millionen,
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obwohl nur eine PersonalVermehrung um 62 Bedienstete eintritt.

Interessante Vergleichsmöglicbkeiten ergeben sich bei einem

Blich auf die Personalstände der letzten sechs Jahre . Beim

Magistrat , einschließlich der Anstalten und Betriebe , waren im

Jahre 1950 55 . 581 Personen bedienstet . In ständigem Bemühen

der dazu berufenen Dienststellen des Magistrats , insbesondere
der Amtsinspektion , ist es gelungen , den Personalstand Jahr für
Jahr zu senken , sodaß er mit 1 . Dezember 1356 trotz der Schaffung
von 262 neuen Dienstposten beim Pflegepersonal nur 32 . 383 be¬

trägt . Von diesen sind 12 . 170 Beamte des Schemas II und 3 . 852

Vertragsbedienstete des Schemas IV . 8 . 639 Beamte gehören dem

Schema I und 4 * 206 Bedienstete dem Schema III an . Der Magistrat

beschäftigt also 12 . 845 Bedienstete mit manuellen Aufgaben . Die

Zahl der sonstigen Bediensteten , insbesondere der nach Sonder¬

verträgen angesteilten Arbeit er und Beamten , beträgt 3 . 597 * Im

Lagerhaus der Stadt Vien sind 81 Personen beschäftigt.
Ebenso erfreulich ist die Entwicklung der Personalstände

der Viener Stadtwerke . Die vier Teilunternehmungen , die in den

Wiener Stadtwerken vereinigt sind , hatten zusammen am 31 . Dezem¬

ber 1946 22 . 434 Bedienstete . Sie weisen derzeit einen Personal-

Stand von 19 . 662 auf . Auch hier kann von einer vernünftigen
wirtschaftlichen und zweckmäßigen Personalpolitik gesprochen
werden . Die vermehrte Einstellung von Frauen in den Verkehrs¬

dienst der Viener Verkehrsbetriebe hat uns vor einer Personal-
krisc auf diesem Sektor ? bewahrt . In der Zeit der Vollbeschäfti¬

gung und der Hochkonjunktur unserer 'Wirtschaft ist das Angebot
an männlichen Arbeitskräften nicht so groß wie es nötig wäre.

Auf Grund des Jugendeinstellungsgesetzes sind bei den
Wiener Stadtwerken derzeit 331 Jugendliche
Mal nach einer mehrjährigen Unterbrechung

beschäftigt,
hat auch der

Zum ersten
■iener

Magistrat wieder Schreibkräfte für den Kanzleidienst aufge¬
nommen . Es v/urden 44 jugendliche Stenotypistinnen nach Absol¬

vierung der Handelsschule auf die Dauer von zwei Jahren in
Dienst gestellt . Unter diesen befinden sich zwei blinde Steno¬

typistinnen mit Staatsprüfung , die eine ausgezeichnete Arbeits-
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leisturig aufzuweisen haben und als Abteilungsschreibkräfte im

Allgemeinen Krankenhaus tätig sind . Es ist mir ein Bedürfnis,

den Chefs dieser beiden Abteilungen , Herrn Direktor Professor

Ar . Schönbauer und Herrn Professor Dr . Hoff für das dabei be¬

kundete Verständnis für die Unterbringung hochwertiger blinder

Arbeitskräfte bestens zu danken.

906 Arzte bei Gemeinde Wien a ngest ellt

Die Stadt Wien beschäftigt derzeit nicht weniger als 906

Arzte im Anstellungsverhältnis . Von diesen sind 118 ärztliche

Direktoren und Primarii , 149 Assistenzärzte und 451 Sekundär-

ärzte . In den Wohlfahrtsanstalten sind außerdem noch 158 fest

angestellte Anstaltsärzte tätig . Heben diesem systemisierten

ärztlichen Personal hat dio Gemeinde Dien jun 0e nrzte als

Hospitanten zugelassen . Es sind dies die sogenannten Gast¬

ärzte , also jene von der Hochschule mit dem Doktordiplom aus

geschiedenen jungen Arzte , die wegen des Hangeis an genügenden

ärztlichen Ausbildungsstellcn in öffentlichen Krankenanstalten

nicht sofort nach Abschluß ihres UniversitätsStudiums den turnus¬

mäßigen Bpitalsdienst , der nach dem Irztegesetz vor Eröffnung
der ärztlichen Praxis vorgeschrieben ist , antreten können . Dies

ist eine Folgeerscheinung der Verhältnisse im zweiten /eltkrieg,
wo auf Grund einer intensiven Propaganda für den ärztlichen Be¬

ruf und gefördert durch die Enthebung vom Kriegsdienst eine Über¬

füllung der medizinischen . Fakultäten eingetreten ist . Diese

Überproduktion an jungen Ärzten , die zudem noch die Ausbildung
in wiener Spitalern bevorzugten , hat rum das Jahr 1950 herum das

sogenannte Jungärzteproblem ausgelöst , nämlich die Notwendigkeit
für den Ärztenachwuchs unerträglich lange auf den Eintritt in den

Ausbildungsdienst in einem öffentlichen Krankenhaus warten - zu müs

sen . Di e Stadt Aj en hat in Verhandlungen mit dem Bund bekanntlich

illÄl materiellen Not der Jungärzte entgegengewi rkt . Sie hat nicht
nur diese ju ngen JAediziner zur Betätigung jln _

ihren Spi tälern zu-

.gelassen und ihnen auf diese . /eise Gelegenheit gegeben , ihre jun¬
gen medizinischen Kenntnisse weiter zu entwickeln und zu erproben
sie hat ihnen vorerst auch die Ve r p f l egun g im Spital gesichert
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und schließlich alle jungen Arzte , deren wirtschaftliche Existenz

nicht gesichert ist , mit einem S tipendium , das monatlich . 1 . 200

Schilling beträgt und von dem der Bund die Hälfte rüc [zersetzt,

ausgestattet . Derzeit beiinden sich an den Diener Spitälern 365

solche Stipendiaten und weitere 114 Hospitanten , die später auf

leine Anstellung in einem städtischen Spital reflektieren , sondern

durch ihre ärztliche Tätigkeit in den Anstalten lediglich ihr medi¬

zinisches Können bereichern wollen.

Wie es sich mi t den G-astärzte
_
n verha 11

Stadtrat Riemer stellte dann zu der in diesen Tagen unter

den Gastärzten entstandenen Bewegung folgendes fest . Das Arzte—

gesetz verpflichtet die jungen Ärzte , bevor sie ihre arzbliche

Praxis eröffnen , zu einer Spitalspraxis von mindestens drei Jahren.

Die Krankenkassen aber fordern als Bedingung für die Überlassung

eines Krankenkassensprengels eine Spitalspraxis von vier Jahren.

Alle in den Wiener Spitälern praktizierenden Ärzte wollen daher

eine vierjährige spitalsmäßige Ausbildung haben . Das Ärztegesetz

verpflichtet die öffentlichen Krankenanstalten , soviele hogpi *-

tierende Ärzte oder Ausbildungsärzte einzustellen , daß auf einen

Arzt höchstens 30 Betten kommen , bezw . es verp±licnuec een Spi—

talerhalter dazu , soviele junge Ärzte auizunehmen , als notwendig

sind , daß für höchstens 30 Betten je ein Ausbildungsarzt vorhan¬

den ist . Ich darf darauf Hinweisen , daß schon im Jahre 1948 oie

Zahl der Sekundarärzte,also der Ausbildungsärzte in den Wiener

städtischen Spitälern ? um 220 erhöht wurde . Wir haben heute 435

Sekundarärzte in den Wiener städtischen Krankenanstalten . Hach

dem Bettenschlüssel des Ärztegesetzes müssen wir also nur auf je

30 Patienten einen Ausbildungsarzt beschultigen . Wir haben 435

Sekundarärzte , das heißt , auf je 18 Datierten kommt schon ein Aus¬

bildungsarzt . Und wenn wir die 147 Assistenzärzte , oie in den

gleichen Spitälern angestellt sind , noch dazu rechnen , die ja

auch zum Teil noch Ausbildungszeit absolvieren , denn haben wir

einen Schlüssel von 14 Betten auf ein en Ausbildungsarzt.
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Nim ist vor einiger Zeit die Sektion der Spitalsärzte der

. . iener Ärztekammer in einem Schreiben an die Diener Stadt¬

verwaltung mit der Forderung herängetreten , alle Gastärzte , die

jetzt zur Arbeit in den Wiener Spitälern zugelassen sind , per
sofort anzustellen . Hit dieser Forderung wurde aber zugleich
die zweite Forderung nach sofortiger Sperre des Zuzuges von

neuen jungen Gastärzten in die Spitäler der Stadt Wien verbunden,
und zwar begründen sie das damit , daß sie sagen , es gibt in den

österreichischen Bundesländern rund 70 nichtbesetzte Ausbildungs¬
ärztestellen.

Es ist eine unlogische Forderung von den Gast - und Jung¬

ärzten , wenn sie von der öffentliche - Hand , in diesem Falle von

der Gemeinde Wien , verlangen , daß der augenblickliche Überschuß

an jungen Ärzten angestellt wird . Es hat auch noch niemand ver¬

langt , daß alle Musiker , Schauspieler und Sänger , die nicht

untergebracht werden können , von den Theatern des Bundes über

den Bedarf hinaus angestellt werden . Oder ein anderes ganz
aktuelles Beispiels Es könnte dann auch sein , daß die Frauen-

und Aädchenorganisationen verlangen , daß alle jungen Mädchen,
die die Handelsschule oder Fortbildungsschule verlassen haben,
sofort von der Gemeinde Wien eingestellt werden müssen , wenn

sie keinen anderen Posten bekommen.

Stadtrat Riemer macht auch darauf aufmerksam , daß die Auf¬

nahme der jungen Arzte in den städtischen Spitälern deswegen eine

gewisse Verzögerung erfährt , weil ein Teil der auszubildenden

...uzte , also die Sekundarärzte und Assistenten , Wert darauf legen,

länger als die nach dem Gesetz vorgeschriebene Ausbildungszeit
im Spitalsdienst zu bleiben . Es vergeht fast kein Tag , an dem

nicht ein Sekundararzt oder Assistenzarzt um Verlängerung der

Ausbildungszeit ansucht . Solchen Ansuchen wurde bisher in den
meisten Fällen stattgegeben . 120 Posten sind auf diese Weise

verlängert besetzt und könnten sofort freigemacht werden , wenn
es gelänge , diese Arzte in die freie Praxis zurückzuführen.

loh darf auch darauf hinweisen , daß znm Teil auch die Not¬

wendigkeit , die Gastärzte in den Spitalsabteilungen stark zu be-
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schattigen ? sodaß sie den Eindruck haben , einen Ausbildungsarzt

oder Sekundararzt vollwertig zu ersetzen ? darauf zurückzuführen

ist ? daß ein Teil der Ausbildungsarzte - nachdem sie einige

Monate hindurch ? 9 Honate sind vorgeschrieben ? auf den zwei

HauptStationen Inneres und Chirurgie zugebracht haben - sofort

in die kleineren E'achabteilungen strebt . Dort wollen sie eben¬

falls wieder mindestens drei honate praktizieren ? um die ver¬

schiedenen Dächer besser kennenzulernen oder noch langer ^u

bleiben ? um sich die fachärztliche Praxis zu erwerben . Das sind

die Ursachen ? durch die die Lücken in der Besetzung der Aus¬

bildungsärzte in den Spitälern entstehen ? in die dann die Gast¬

ärzte einspringen ? und die die Gastärzte dazu verleiten zu meinen?

ohne ihre Arbeit wäre ein Spital überhaupt nicht zu führen.

Die Gaotärzte haben jetzt einen sogenannten Streik insze¬

niert - sie vermeiden zwar gerne den Ausdruck Streik - obwohl

es in Wirklichkeit nichts anderes als ein wilder Streik ist?

denn der Streik ist ausgebrochen ohne Einvernehmen und ohne Zu¬

stimmung der zuständigen Gewerkschaft . Sie sagen in ihrer -Ein¬

gabe an die Wiener Gemeindeverwaltung vom 3 . November ; Wien sei

die letzte und einzige Stadt ? die überhaupt Gastärzte hat und

Gastärzte honoriert ? und das im Tone der Anklage und des Vorwurfes.

Ich glaube ? sehr geehrter Gemeinderat ? daß diese Feststellungen

der Gastärzte selber keine Anklage sind und uns auch nicht wie

ein Vorwurf treffen . Sie ist vielmehr eine Anerkennung für 0.0,3

Verständnis und die finanziellen Opfer ? die die Gemeinde ; . ien

seit Jahren im Interesse der österreichischen Volksgesunoiieit

auf sich genommen hat . ( Beifall bei der SPö . ) Daß es sich um ein

Interesse der österreichischen und nicht allein der Wiener Ge —

sundheitsverhältnisse handelt ? mögen Sie daraus ersehen ? daß eoen

tatsächlich 70 oder mehr Ausbildungsärztestellen in Spitälern
in den Bundesländern frei sind und nicht besetzt werden können?

weil die Landsleute der Patienten ? die dort zu oetreuen sind ? es

vorziehen ? in Wien ein Stipendium zu empfangen und zum Dank dafür

noch auf die Wiener Gemeindeverwaltung zu schimpfen.
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Ich möchte noch etwas sagen , zur Charakterisierung der Be¬

wegung ♦ der wir uns momentan gegenübersehen . Am 5 . Hovember ist

diese Eingabe an die Gemeindeverwaltung geschrieben worden,*

Einige Tage später ist sie zu uns gekommen . Sie mußte natürlich

von den zuständigen Eachabteilungen durchgesehen , geprüft und

eine Stellungnahme darüber abgegeben werden . Baß das nicht von

heute auf morgen geht , das durften vielleicht auch die jungen

Herrschaften von den Gastärzten einsehen . Am 4 . Dezember , also

vier Vochen später , waren die Vertreter der Gastärzteschaft

bei mir und haben über diese Forderungen gesprochen . Icn nabt,

ihnen bei dieser Gelegenheit vorgehalten , in welch unqualifi¬

ziertem Ton diese Eingabe an den Spitalerhalter , an den

künftigen Dienstgeber gehalten ist . Die Eingabe hat den Ton

und den Jargon von Versammlungsreden einer ganz gewissen

Richtung.
Aber mit solchen Phrasen und mit einem Versammlungscon

kann man . nicht in einer Eingabe an die Stadt Wien , in der

ernste Verhandlungen verlangt werden , operieren . Icn habe aas

auch den Vertretern der Gastarzte und Jungärzte , die sich mir

als Obmann und Mitglieder der Sektion der Wiener Spitalsärzte

in der -Ärztekammer vorstellten , vorgehalten und tatsächlich,

die nächste Eingabe war schon etwas zivilisierter formuliert.

Also ein bißchen Erziehungsarbeit hat geholfen . Wir haben

damals am 4 . Dezember mit den Vertretern der jungen Arzte

vereinbart , daß wir selbstverständlich ihre Forderungen nicxiu

in Bausch und Bogen erfüllen können . Sie haben einfach die Be¬

hauptung aufgestellt , wenn die Forderung ihrer Sektion von a ^ r

Gemeinde Vien erfüllt wird , dann kostet das der Gemeinde nicht

nur nicht mehr Geld , sondern die Gemeinde wird sien dabei so ^ ar

etwas ersparen , sie könnte also ein ' ' Geschäft " machen , indem

sie 363 .. erste , für die sie momentan 600 Schilling monatlich,

also das halbe Stipendium ausgibt , sofort mit einer Bezahlung

von 1 . 800 Schilling anstellt . Das wäre also ein " Geschäft ” nach

der Auffassung dieser Leute . Ich habe von ihnen eine Berechnung

verlangt , die haben sie zugesagt und wir haben vereinbart , Dis
• / •
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diese Berechnung vorliest , werden wir uns wieder zusammensetzen

und werden weiter verhandeln . Diese Berechnung ist am Dreitag

der vergangenen Woche eingelangt , aber am selben Tag hat bereits

in den Spitälern der C-astärztestreik begonnen . Ich halte auch

das für ein Zeichen der Unreife eines Verhandlungspartners , wenn

er , ohne daß seine Borderungen abgelehnt sind , einen gewerk¬

schaftlichen Kampf , einen Streik , ausruft . Das ist ein Bruch

der Vereinbarung und wir hätten eigentlich das Hecht , uns auf

die Sache nicht mehr weiter einzulassen . Trotzdem habe ich den

Herren sofort zugesagt , daß wir den Bedarf an Ärzten und an

zusätzlichen Ärzteposten sehr gewissenhaft und objektiv und

sofort prüfen werden . Ich kann Ihnen mitteilen , daß die von mir

eingesetzte üntorsuchungskommission , an der auch Arzte beteiligt

sind , und zwar führende ..rzte von großen Wiener Spitälern , heute

bereits mit ihrer Arbeit begonnen hat . äuch Vertreter der Ärzte¬

schaft und sogar solche der sich sehr . wild gebärdenden Jungärzte

schaft sind an diesen Besprechungen und Untersuchungen beteiligt

ln einem der Blugblätter , die von der Jungärzteschait

herausgegeben wurde , figurieren sie nämlich ment um,er dem

Titel der Sektion der Spitalsärzte in der Ärztekammer , sondern

unter dem Titel " Gruppe der Jungärzte " . Dort wird gesagt,

Z es für sie unerträglich sei , weiterhin diesen würdelosen

Bettel eines Stipendiums auf sieh zu nehmen . Nun , sehr ge¬

ehrter Gemeinderat , ich glaube , daß das wohl ein etwas über¬

triebener Ausdruck , eine übertriebene Charakterisierung

äiaer finanziellen Zuwendung ist , die immerhin 1 . 200 Schilling

im Honet beträgt , also den Gehalt eines jun ö ~ n z \z\

bcamten bei der Gemeinde Wien glcichkommc.

Wir stehen also momentan mitten in dieser Bewegung und

es ist nur zu ho ff en , da6 e s aooh JL ^ j ^ ä̂ tenauca

gorecht denkende und einsic ^ -m aiadenisch gebildete .kgÄL-

. /
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sehen , gibt , die einsehen , daß die Gegiê in de H ien n icht jf c :r ■-

pflichtet ist , jeden jungen Akadem iker, _
der aus Jvr h

_
och-

schuie kommt , mit
_ jLem Min .de stgeh al _t eintk

^̂ ejn•

zustellen . Dies e Verpflich tu ng besteht iie ^ ^ je ^ enuber den

Juristen 5 noch gegenüber den . Philqs,ojdrenj §.ijLJhL ?_ÄAAÄ. .

^ tiirlich auch ^nicht gegenüber d_eji ],! ediziJi ^ Unsere Haltung

gegenüber den jungen Ärzten kann und darf nur von unserem

Bedarf an Ärzten bestimmt werden , dir sind im Begriffe,

diesen Bedarf objektiv und unter Hitwirkung der gewerk¬

schaftlichen Vertreter der Ärzteschaft festzustellen , wenn

er fest steht , werden wir darüber verhandeln , wie wir diesem

Bedarf entsprechen können . Angesichts dincs Stipendiums

von 1 . 200 Schilling im Monat kann nicht einmal ein Ver¬

treter der jungen Arzte davon sprechen , daß sie in uot

waren oder sie ihre materielle Not zu kampfmaßnahmen zwinge.

Bs besteht kein Notstand der Gastärzte , denn von 1 * 200

Schilling kann jeder Gastarzt leben - und damit kein ^ so

zwingende Eile , das Problem von heute auf morgen einer

Lösung zuführen zu müssen . Die gewissenhafte Prüfung

Problems wird die Argumente zur mntseneidung liefern.
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Vermehrung des Pflegepersonals

Große Sorgen bereitet der Gemeindeverwaltung die Versorgung

der städtischen Kranken - und Wohlfahrtsanstalten mit einem ent¬

sprechend ausgebildeten Pflegepersonal . Die größte Erschwernis

für die Gewinnung junger Krauen für den Pflegerinnenberuf ' scheint

mir die Bestimmung im Krankenpflegegesetz zu sein , die für den

Eintritt in die Pflegerinnenschule das vollendete IS . Lebensjahr

vorschreibt . Dies bedeutet , daß junge Mädchen , die darauf ange¬

wiesen sind , möglichst rasch nach Austritt aus der Pflichtschule

ihren Unterhalt zu verdienen , vier Jahre warten müssen , bis sie

in die Pflegerinnenschule eintreten können . Inzwischen finden

die meisten einen anderen Beruf und sind dann nicht mehr bereit,

nachdem sie schon Geld verdienen können , mit 18 Jahren als Schü¬

lerin , bestenfalls mit einem bescheidenen Taschengeld ausgestattet

den Pflegerinnenberuf zu erlernen . Dieses Problem wird bei Bera¬

tung des vom Sozialministerium ausgearbeiteten Entwurfes für ein

neues Kranke npf lege ge ststz ernstlich überprüft und gemildert werden

müssen . Trotzdem ist es gelungen , den Stand des Pflegepersonals

gegenüber 1951 um 459 zu steigern , was , vor allem auf die vermehrte

Einstellung von weltlichen Pflegepersonen zurückzuführen ist , da

die geistlichen Orden leider von Jahr zu Jahr weniger Pflegerin¬

nen zur Verfügung stellen . Die Stadt Wien beschäftigt in ihren

Anstalten derzeit 6 . 158 Pflegepersonen , darunter 559 männliche,

hauptsächlich in der Irrenpflege , 971 geistliche Ordensschwestern,

56 Rudolfinerinnen und 4 . 792 weltliche Pflegerinnen . Von diesen

besitzen aber nur zwei Drittel eine schulmäßige Ausbildung.

In der Zeit von Jänner bis Ende November sind bei der Hoheits

Verwaltung 260 öffentlich - rechtliche Beamte und 612 Vertragsbe¬

dienstete neu eingestellt worden . 465 Saisonarbeiter und - arbei-

terinnen wurden in ein ständiges Dienstverhältnis überführt , 61

Vertragsbedienstete wurden pragmatisiert,
Durch Pensionierungen , Kündigungen , Dienstesentsagungen und

andere Maßnahmen sind aus dem Personal des Magistrats in den letz¬

ten 11 Monaten 1 . 164 Bedienstete , durch Ablaben weitere 121 Be¬

dienstete , zusammen also 1 . 285 Personen ausgeschieden . Bei den

Stadtwerken sind 570 Bedienstete in den Ruhestand getreten , 115
sind durch Ableben ausgeschieden . Insgesamt haben die Stadtwerke

v.
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seit 1 . Jänner 1 . 350 Bedienstete verloren und 966 durch Neuauf¬

nahmen , Wiedereinstellungen uöd Reaktivierungen gewonnen . Von

den Pensionsparteien der Stadtwerke sind 854 verstorben.

Es ist nicht so bekannt , daß die Gemeindeverwaltung auch auf

dem Personalscktor in großzügiger Reise den Sport fördert . Viele

namhafte Sportler aller Disziplinen gehören dem Personalstand der

Stadt Wien und ihrer Unternehmungen an und werden für internatio¬

nale sportliche Wettbewerbvmreigestellt . So haben in diesem Jahre

sechs Magistratsbeamte bezahlte Urlaube im Ausmaß von 56 Tagen
und 12 Magistratsbeamte Karenzurlaube im Ausmaß von 337 Tagen für

sportliche Veranstaltungen erhalten . 16 Bedienstete der Wiener

Stadtwerke erhielten bezahlte Sonderurlaube im Ausmaß von 175

Arbeitstagen zur Absolvierung sportlicher Veranstaltungen . Darü¬

ber hinaus erhielten 44 aktive Sportler der Wiener Stadtwerke

Karenzurlaube im Ausmaß von 2 . 090 Arbeitstagen - eine Sportför¬

derung , die sich wohl sehen lassen kann.
Namhafte Preisteilungen städtischer Bediensteter , die sich

in caritativen Organisationen betätigen , sind in den letzten

Wochen für die Ungarnhilfe erfolgt.

Die Schulung des Personals

Von entscheidender Bedeutung für ein klagloses Funktionieren

der Verwaltung ist die Schulung des Personals . Für die definitive

Besetzung bestimmter Dienstposten J ^ t die erfolgreiche Absolvie¬

rung bestimmter Kurse vorgeschrieben . Sowohl beim Magistrat wie

auch bei den Stadtworken worden Jahr für Jahr Verwaltungs - und

Kanzleikurse sowie die verschiedensten Fachkurse abgehalten und

Prüfungen abgenommen . Es ist beabsichtigt , diese Schulungsarbeit
in Zukunft nicht nur strengstens weiter zu führen , sondern auch
den modernen betriebswirtschaftlichen Erkenntnissen und Erfahrun¬

gen entsprechend auszubauen und zu vertiefen . Es liegt uns vor
allem daran , die menschliche Seite der Abwicklung des Dienstes
durch Kurse und Seminare unseren Mitarbeitern ins Bewußtsein zu
rufen und so sowohl den amtlichen Verkehr mit den Gemeindebürgern
wie auch die Bedienung der Abnehmer unserer Versorgungsbetriebe
und der Benützer unserer Verkehrsmittel zufriedener zu gestalten.
Der Gedanke 'des Dienstes an der Allgemeinheit soll in das Bewußt¬
sein und in die Praxis aller unserer Bediensteten eindringen und



17 . Dezember 1956 " Rathaus - Korrespondenz 11 Blatt 2547

sie zu willigen , freundlichen und menschlich verständnisvollen

Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung heranbilden * Erfüllt von der

Wichtigkeit dieser Aufgabe haben wir mit dieser Schulung in der

Dorm von Seminaren bereits begonnen . Im Rahmen des Österreichi¬

schen Städtebundes haben der Wiener Magistrat und die Wiener

Stadtwerke vorerst einige leitende Beamte , die entweder im Per¬

sonalressort tätig sind oder aber große Personalstände führen , an

einem einwöchigen Seminar über Behandlung und Führung von Menschen

im Betrieb teilnehmen lassen . Die Wiener Verkehrsbetriebe haben

eine Aktion zur Schulung ihres Personals in einer etwas anderen.

Zusammensetzung , aber auch in seminaristischer Form eingcleitet.

Auch dort sind es vorerst lei Lende Beamte , die diesem Schulung

unterworfen werden . Grundgedanke und Methode auf beiden Seiten

ist es aber , in seminaristischer Weise eine Schulungsaktion , von

oben beginnend nach unten fortsetzend , auf immer breiterer Basis

durchzuführen . Gleichzeitig wird der Bachschulung des gesamten

Personals , insbesondere jener Bediensteten , die mit dem Publikum

in direkten Kontakt treten , unser besonderes Augenmerk zugewendet

werden.
Die fast gleichzeitige Aufnahme einer größeren A nza hl .

jugendlicher Stenotypistinnen gibt uns die Möglichkeit . , diese

kompakte Gruppe junger Bedienster zu einer für Schulungszwecke

besonders günstigen Einheit zusammenzufassen . für diese jungen

Mitarbeiterinnen werden Fortbildungskurse in Stenographie und

Maschinsehreiben , deutscher Sprache und einzelne allgemeinoildende

Vorträge , verbunden mit Führungen und Rundfahrten aurch Gemeinde—

einrichtungen , veranstältei . Es wird versucht , diesen jungen Men¬

schen am Beginn ihrer beruflichen Laufbahn Verständis und Liebe

für ihren Beruf in der Verwaltung der Stadt Wien und für den

Dienst an der Allgemeinheit zu wecken.

Unser besonderes Augenmerk gilt auch den Möglichkeiten und

Bemühungen , durch Maßnahmen der Rationalisierung und Vereinfachung

der Verwaltung , insbesondere auch durch Heranziehung moderner

Büromaschinen den Aktenlauf zu verkürzen , die Entscheidungen zu

beschleunigen und gleichzeitig den Verwaltungsapparat zu redu¬

zieren . Auf diesem Gebiete waren die Wiener Stadtwerke im letz¬

ten Jahre beispielgebend und erfolgreich.
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Bei den Wiener Verkehrsbetrieben ist die in den Vorjahren

begonnene
'Neugestaltung des Streckenkassendienstes auf den Be¬

triebsbahnhof en zum Abschluß gelangt . Statt der früher erfolgten

täglich Abrechnung der Schaffner in den Nachtstunden besitzt jetzt

jeder Schaffner auf seinem Bahnhof ein versperrbares und ein-

bruchsicheres Aufbewahrungsfach . Br rechnet nur mehr zweimal

wöchentlich während der Tagesstunden ab , die Bahnhofkassierinnen

sind von dem lästigen Nachtdienst befreit und überdies ergeben

sich Personaleinsparungen.
Auch die Reorganisierung und Zentralisierung der Material¬

gebarung der gesamten Stadtwerke ist nunmehr durchgeführt.

Auszahlung nach Lochkartensystem

Seit einigen Monaten ist die Generaldirektion der Stadtwerke

mit der Umstellung der Personalverrechnung auf das Lochkarten¬

system beschäftigt . Mit Ende dieses Jahres wird schon die Hälfte

der Pensionen mit Hilfe des Lochkartenverfahrens abgerechnet und

angewiesen werden . Mit Jahresbeginn wird auch die Verrechnung

der Aktivbezüge nach Schema II auf das Lochkartenverfahren umge¬

stellt . Sobald diese Reorganisation bei den Stadtwerken beendet

sein wird , wird die Automatisierung der Pensions - und Gehaltsver¬

rechnung auch der Magistratsbediensteten eingeleitet werden.

Die Stadtwerke haben auch im Zuge der Reorganisation ihrer

Verwaltungen die Hochbauabteilungen und die Kraftwagehbetriebe der

den Stadtwerken angehörenden Unternehmungen örtlich zusammengelaßt.

Auf dem Gebiete der Buchhaltung der Stadtwerke ist eine Umstellung

in der Richtung einer modernen Kosten - , Leistungs - , Ergebnis-

uni Preisrechnung durchgeführt worden . Als weitere Maßnahme er¬

folgt in d n nächsten Monaten die Zusammenlegung der Finanzbuch¬

haltungen der Stadtwerke , wobei durch Einführung modernster Ar¬

beitsmethoden wieder eine Personalersparnis erzielt werden kann.

Beim Magistrat und seinen Anstalten und Betrieben wird durch

die Magistratsdirektion - Amtsinspektion , ebenfalls unterstützt

vom Kontrollanrfc , gleichfalls ununterbrochen in dieser Richtung
'
gearbeitet.

Die neue Besoldungsordnung mit ihren vielfachen dienst - und

besolöungsrechtlichen Neuerungen und Besserstellungen hat dem

Personalamt der Stadt Wien und der Wiener Stadtwerke eine unge-
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wohnliche und außerordentlich , gro
' ße Arbeitsbelastung gebracht.

Allein die Überleitung auf Grund des neuen Gehaltsgesetzes umfaßt

beim Magistrat 28 . 729 Aktive und etwa 14 . 000 Pensionisten . Davon

sind , die Überleitungsbescheide für 19 . 000 aktive Magistratsbedien¬

stete bereits ausgestellt und in den meisten Pallen auch schon zu¬

gesandt . Die Überleitung der 14 . 000 Pensionisten ist noch im Zuge

der Berechnung . Die Bescheide werden nach -Ausfertigung der Be¬

scheide sämtlicher Aktiven auch den Pensionisten zugehen.
Piir die fast 800 Kindergärtnerinnen , die auf Grund des Leh-

rerdienstrechts - Kompotenzgesetzes nach anderen Grundsätzen besol¬

det werden , mußte in Verhandlungen mit der Personalvertretung eine

Regelung getroffen worden . Nach dieser sind 781 aktive und 175

pensionierte Kindergärtnerinnen in ihre neuen Bezüge überzuleiten.

Auch dieser große Komplex von Berechnungen , an dem eine eigene

Gruppe im Personalamt seit Rochen arbeitet , ist dem Abschluß nahe.

Bei den Diener Stadtwerken sind auf Grund des neuen Gehalts-

gesetzes 20 . 828 Aktive und 18 . 765 Pensionisten überzuleiten . Davon

haben 17 . 607 Aktive bereits ihre Bescheide in Händen.

L iquidierung des NS - Problems

Eine Pulle sonstiger personalmäßiger Aktionen ist in den letz¬

ten Monaten eingeleitet und durchgeführt worden . Ich erwähne als

Beispiele nur jene größeren Aktionen zur Liquidierung des Natio¬

nalsozialistenproblems innerhalb des städtischen Personals , Die

Auswirkungen der Sühnefolgen auf Grund des Verbotsgesetzes 1947

hinsichtlich der Nichtanrechnung der Zeit vom 1 . Mai 1945 bis

5 . Juni 1948 für die Vorrückung in höhere Bezüge , der sogenannten

Hemmungszeiten , sind mit Wirksamkeit vom 1 . Jänner 1956 beseitigt

worden . Dieser Aktion sind beim Diener Magistrat 2 . 144 , oei den

Stadtwerken 692 Bedienstete teilhaftig geworden.
In der gleichen Absicht der Befriedung haben wir beim Wiener

Magistrat 184 Pensionisten ihre Dienstzeiten zwischen 1958 und

1945 auf die Ponsionsbezüge angerechnet . Bei den Stadtwerken han¬

delt es sich im Zuge dieser Aktion um 708 Pensionisten . Damit kön¬

nen diese Aktionen zur Liquidierung des NS - Problems im Rahmen des

städtischen Personals als abgeschlossen betrachtet werden.

Ein Zeichen dafür , daß die Problematik , die durch oen Zusam¬

menbruch des nationalsozialistischen Regimes auf personellem
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Gebiete in so vielfältiger und zahlreicher Weise entstanden ist,

nahezu als überwunden betrachtet werden kann , geht auch daraus

hervor , daß in den abgelaufenen 11 Monaten bei den Gerichtshöfen

des öffentlichen Rechts nur 57 Beschwerden gegen Bescheide des

Magistrats oder der Landesregierung erhoben wurden , gegenüber 46

Pallen im Vorjahr und 77 Bällen im Jahre 1954.

Angesichts dieser großen Arbeitsbelastung , die die Überlei¬

tungen und andere Regelungen aufgebürdet haben , ist es mir ein

Bedürfnis , den Beamten dieser Abteilungen meinen besonderen Dank

und den Dank des Gemeinderates auszusprechen.

Big z üge und Lebensstandard der Gemein de bediensteten zählen zu den

bos t en Österreichs

Mit Genugtuung können wir am Ende dieses für die städtischen

Bediensteten so bedeutungsvollen Jahres feststellen , daß die Ange¬

stellten der Stadt Wien durch das neue Gehaltsgesetz in allen

ihren Sparten den Rückstand , den sie bezugsmäßig hinter gleichar¬

tigen Bediensteten der Privatwirtschaft seit Jahren ertragen muß¬

ten , zumindest aufgehölt , in vielen Gruppen aber bereits über¬

schritten haben . Insbesondere in den letzten zwei Jahren sind die

Bezüge der Gemeindebediensteten in fühlbarem und ^ erfreulichem Aus¬

maße gestiegen . Zuerst durch die Entnivellierung des Jahres 1955,

die im Durchschnitt eine Bezugssteigerung um 9 Prozent brachte.

Das neue Gehaltsgesetz mit der vollen Auswirkung seiner Ansätze

bedeutet eine weitere durchschnittliche Erhöhung der Bezüge der

Gemeindebediensteten um 27 V2. Prozent gegenüber dem 1 . Jänner 1956.
•̂ iese beachtliche Erhöhung der Bezüge wirkt sich allerdings für

die Eintrittsstufen noch nicht in diesem Maße aus , erreicht aber

schon bei einem Drittel der dienstlichen Laufbahn ansehnliche Ver¬

besserungen und noch mehr am Ende der Dienstzeit,

Einige Gegenüberstellungen als Beispieles Der Bezug eines

Kanzleibediensteten mittlerer Dienstzeit betrug am 1 . Oktober 1954
1 . 449 S , am 1 . Jänner 1957 erhält er 1 . 960 , also um 510 . 96 S mehr,
das ist eine Steigerung um ^ 6 Prozente Am Ende seiner Dienstzeit

erhält der gleiche Kanzleibidienstote 2 . 380 S gegenüber 1 . 845,92,
also um 534 R mehr als zwei Jahre früher , das ist eine Steigerung
um 29 Prozent . Ein Verwaltungsbeamter erhielt am 1 . Oktober 1954
lei mittlerer Dienstzeit 2,274 * 40 , er bekommt am 1 * Jänner 1957
e . 4^0 , also um 1 . 145 . 60 S oder 50,3 Prozent mehr.
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Im Ende seiner Dienstzeit bekommt er 4 . 520 Schillings , das ist

um 1 . 751 S oder 62 72 Prozent mehr als am 1 . Oktober 1954 . uin

Akademiker im Dienst der Stadt Dion , der nicht einen Leiter-

Posten bekleidet , sondern als zugeteilter Beamter bis zu seiner

Pensionierung tätig sein würde , erhält in der Mitte seiner

Dienstzeit 4 . 880 S , das ist um 1 . 864 S oder 61 . 8 Prozent mehr

als am 1 . Oktober 1954 . Am Ende seiner Dienstzeit beträgt sein

Aktivitätsbezug im kommenden Jahr 5 . 870 S gegenüber 5 . 526 . 0

im Jahre 1954 , das ist eine Steigerung um 2 . 344 S oder 66 . 4

pro zent.

Auch die manuellen Arbeiter im städtischen Dienst haben

schöne Bezugssteigerungen erreicht . Fahrer oder Schaffner der

Diener Verkehrsbetriebe wurden am 1 . Oktober 1954 bei mittlerer

Dienstzeit mit 1 . 266 . 44 Schilling monatlich entlohnt . Sie er¬

halten ab 1 . Jänner 1957 in dieser Kategorie 1 . 840 S , also um

573 . 56 S oder 45 . 3 Prozent mehr . Am Ende ihrer Dienstzeit Ge¬

kommen Fahrer oder Schaffner ab 1 . Jänner 1957 einen Monats¬

bezug von 2 . 118 S , also um 704 S mehr als im Jahre 1954 . Fach¬

arbeiter der Gemeinde und ihrer ünternehmungen beziehen bei

mittlerer Dienstzeit ab 1957 monatlich 1 . 900 S , aas i & ü ^ ue

Verbesserung gegenüber dem Jahre 1954 um 475 . 60 S oder 33 . 5

Prozent . Bei voller Dienstzeit erhält der gleiche Facharbeiter

ab kommenden Monat 2 . 180 S , das ist eine Steigexung g ^ g ^ nüoe^

1954 um 578 . 76 S oder 34 Prozent.

Zu diesen Bezügen kommen die Familienzulage n , allfällige

Gefahren - , Erschwernis - oder Außendienstzulagen , Vergütung

von Überstunden bei Bediensteten nach Schema I ° d - r IM odcx

Personalzulagen bei Beamten des Schemas II sder IV.

Als Abgeltung für die von der Gewerkschaft der Gemeinde¬

bediensteten geforderte Inkraftsetzung der vollen Ansätze dos

Gehaltsgesetzes mit 1 . Dezember 1956 , die von der Gemeinde¬

verwaltung grundsätzlich zugesagt war , ernielten die oteüt-

sehen Bediensteten eine einmalige außerordentliche Zuwendung

in der Höhe von 250 bis 350 S , die Runes canasoxipi - Anger eine
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solche von 150 bis 250 Schilling,
In diesem Jahre haben wir auch den jugendlichen Hilfs¬

arbeitern , den jugendlichen Stenotypistinnen '
, den Lehrlingen

und BorstPraktikanten , aber auch den Schülerinnen unserer

Krankenpflegeschulen - eine solche Zulage gewährt . Sie erhielten

100 bezw . 150 Schilling;
Ich darf wohl annehmen , daß die Bediensteten der Stadt

Jien nach diesem großen geweikschaftliehen Erfolg , den sie in

Gemeinschaft mit den übrigen öffentlichen Bediensteten in diesem

Jahre errungen haben , materiell zufrieden sind und aus dieser

Zufriedenheit heraus , mit noch mehr Hingabe als bisher den ihnen

anvertrauten Dienst an der Allgemeinheit , also an der Wiener

Bevölkerung versehen werden , Lohnbewegungen in der Privat¬

wirtschaft haben meist eine Steigerung der Arbeit sleftung zu¬

mindest im Zusammenhang mit technischen Verbesserungen und in

deren Gefolge eine Steigerung der Produktivität zur Voraus¬

setzung . Die Gehaltsbewegung der öffentlich Bediensteten , die

mit dem Gehaltsgesotz 1956 zum erfolgreichen Abschluß gelangte ,
brachte den Bediensteten der Stadt Wien und ihrer Unternehmungen
auch eine namhafte Hebung ihres Lebensstandards ohne daß dafür

eine größere Ergiebigkeit ihrer Arbeits - und Dienstleistung
zur Voraussetzung gemacht worden wäre * Der gehobene Lebens¬

standard durch diese bessere Entlohnung möge als Appell an unsere

Bediensteten wirken , aus eigenem Antrieb zur Verbesserung und

Steigerung ihrer Arbeitsleistung beizutragen , Mögen alle Arbeiter
und Beamte der Stadt Jien , denen ich bei dieser Gelegenheit für

ihre Dienstleistung danken möchte , die Zeichen dieser Zeit , ver¬

stehen und damit die Voraussetzungen schaffen , für weitere Ver¬

besserungen ihres Dienstrechtes,.
Nicht nur der Bürgermeister und seine engsten Mitarbeiter

im Stadtsenat treten der Bevölkerung und damit der Wiener Öffent¬

lichkeit als die Repräsentanten der Stadt gegenüber . Jeder der
50 . 000 Bediensteten , mag er in welcher Stellung immer für die
Stadt tätig sein , ist ein Rbpräscntantist eine Visitenkarte der
Stadt . Die Bediensteten der Stadt Wien haben damit Bezüge und
einen Lebensstandard , die zu den besten in Österreich gezählt
werden können . .
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D ie Personaldebatte

GR , Dr . Soswinski ( VO ) bezeichnet es als unverständlich , daß

Arbeitervertreter und Kapitalisten im eigenen Lande , wie dies bei

dem Straßenbahnerstreik der Pall war , gegen den Streik sind , wenn

dieser aber in einem anderen Lande , wie in Ungarn , durchgeführt
wird , dafür eintreten,

Die volle Erfüllung des Gehaltsgesetzes bezeichnet der Redner

als einen entscheidenden Fortschritt , Leidersind in der Zwischen¬

zeit aber auch die Lebenshaltungskosten weiter gestiegen . Der Red¬

ner erhebt dann die Forderung nach Gewährung eines 14 . Monatsgehal¬
tes und Verkürzung der Arbeitszeit . Sowohl einen 14 . Monatsgehalt
als auch kürzere Arbeitszeit hat es in derbsten Republik gegeben.
Auch der Rechnungshof hat in seinem Bericht festgestellt , daß ver¬

schiedene Gruppen von Gemeindebediensteten am Samstag keine nennens¬

werte Leistung vollbringen können , weil die Privatwirtschaft auf

die Fünf - Tage - Joche übergegangen ist . Wenn heute festgestellt
wurde , da .ß bei einigen Gruppen Personalmangel herrsche , so sei dies

auf die gegenwärtige Gehalts - und Personalpolitik zurückzuführen.
So arbeitet zum Beispiel das Krankenpflegepersonal heute noch 60

Stunden wöchentlich . Anständige Gehälter und Vorwärtskommen würde

die Anbiehungskraft für diesen Beruf bestimmt erhöhen . Auch einige
scheinbar kleine Begünstigungen , die es vor dem Februar 1954 schon

gegeben hat , so zum Beispiel Straßenbahnfahrkarte , bessere Versor¬

gung mit Dienstkleidern und tragbare Zinsen auf die Gehaltsvor-
, . . . . n , . . . . . . . , , _ . diesbezüglichen Antra,schusse , mußten wieder emgefuhrt werden . Der Redner steift eine .

' /In einem
/ weiteren Antrag fordert er den Stadtrat auf , ehestens einen Vor¬

schlag zu unterbreiten , nach dem die Witwen der Justifizierten
■Witwenrenten in jener Höhe erhalten , als ob ihre hingemordeten
Männer die volle Dienstzeit erreicht hätten.

Seine Fraktion könne den Ansätzen die Zustimmung nicht geben.
GR . Skokan ( ÖVP ) bezeichnet diese Geschäftsgruppe als eine

der schwierigsten der Verwaltung , und zwar deswegen , weil sie rund
50 . 000 Personen beschäftigt und diesen und ihren Familien das Brot

gibt . Wie schwierig diese Geschäftsgruppe ist , ist schon daraus zu
ersehen , daß sie seit dem Jahre 1945 bereits von dem sechsten Amts-

Uihrenden Stadtrat geleitet wird . Mit Bedauern muß festgestellt
werden , daß im Jahre 1956 kein höherer Beamter im Ausschuß erschie-
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nen ist und über Verwaltungs - und Betriebsreform berichtet hat.

frst heute hörte man von Planungen , die vorgesehen sind , um den

Bediensteten die Arbeit zu erleichtern oder anderseits lukrative

Arbeit zu erfüllen . Der Redner stellt fest , daß bei der Aufnahme

in den Gemeindedienst die Auswahl nicht immer nach fachlichen Er¬

wägungen getroffen wird . Es wurden sogar Personen , die mit dem

Strafgesetz in Konflikt gekommen sind , anderen vorgezogen . Er

wirft die Präge auf , wer bei Schaffung eines Personalaufnahme-

gesetzes , ein Entwurf wurde von der Regierung bereits ausgearbei¬
tet , bei der Gemeinde Wien über die Aufnahme von Bediensteten ent¬

scheiden wird, » ob dann die zuständigen Stadträte gefragt werden

oder ob durch das Personalamt die Aufnahme vorgenommen wird . Der

Redner tritt sodann auch für eine Stelle nsj Storni si er ung ein , die

dem Gemeinderat zusteht.

Die Erhöhung des Personalstandes begrüßt er , bedauerlich sei

nur , daß die Erhöhung nicht in größerem Maße erfolgt ist . Der Red¬

ner spricht sich sodann gegen die Verminderung des Personals des

Stadtgartenamtes aus , da er befürchtet , daß darunter unsere städti

sehen Gärten und Anlagen und somit die dort erholungsuchenden Wie¬

ner leiden könnten . Auch die Verringerung des Personals der städti

sehen Bäder lehne er ab . Mehr Personal müßte auch der Stadtreini¬

gung zur Verfügung stehen.

Die Erhöhung der Personalkosten sei auf die Erfüllung des

Gehaltsgesetzes zurückzuführen . Hier müsse dem Bundeskanzler und

dem Finanzminister gedankt werden , die den Weg für die Bedeckung
beim Bund gefunden haben . Dank gebühre aber auch der Gemeinde Wien

die es ermöglicht hat , daß die vollen Bezüge der städtischen Be¬

diensteten ausbezahlt werden können . Das Verhältnis der Ruheständ¬

ler zu den aktiven Bediensteten kann bei der Gemeindeverwaltung
als gut bezeichnet werden . Wesentlich anders sind die Verhältnisse
bei den Stadtwerken ? dort sind weit mehr Ruhegenußbezieher.

Der Redner beschäftigt sich dann mit der Dienstordnung der

Gemeinde Wien und unterzieht einige Bestimmungen einer kritischen

Betrachtung . Er regt an , die Dienstbeschreibung alle zwe ^ Jahre

jedem Bediensteten vorzulegen.
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In der Pra . e der Arbeitszeit sagte der Redner , er hoffe , daß das

Arbeitszeitgesetz , das allerdings noch nicht fertig ist , auch

für die städtischen Bediensteten in irgend einer Form angewendet

werden wird . Gemeinderat Skokan regt ferner an , so wie beim Bund

die Gehaltsvorschüsse zinsenlos zu gewähren und auch Bezugs¬
vorschüsse für die Erwerbung von Wohnungen zu geben.

Auch bei der Versorgung der Witwen gibt es einige Härten,

die ausgeschaltet werden müßten . Im Disziplinarrecht für Pensio¬

nisten ist eine Milderung notwendig . Die Akademiker sollten so

wie beim Bund unabhängig von der Dauer ihres Urlaubes sechs Werk¬

tage dazubekommen.
Die öVP wird diesen Ansätzen ihre Zustimmung geben . ( Bei¬

fall bei der ÖVP . )
GR . Grac zoll ( SPö ) ; Das neue Gehaltsgesetz hat den Gemeinde¬

bediensteten wirklich viele Erfolge gebracht . Die Gewerkschaften

haben ursprünglich eine sechsfache Valorisierung gefordert und

eine 6 . 4fache Valorisierung ist dabei im Durchschnitt heraus¬

gekommen . Bei den Verhandlungen mit dem Bund hat die Gemeinde¬

verwaltung großen Wert darauf gelegt , daß die Arbeiterkategorien

nicht schlecht abschneiden , und wir können feststellen , daß sich

manche Hategorien gegenüber der Privatwirtschaft sogar im Vorteil

befinden . Wir wissen , daß mit diesem Gesetz nicht alle Forderungen

der Gemeindeangestellten erfüllt werden konnten , aber es sind

ganz entscheidendc ' Verbesserungen in lohnrechtlicher und sozialer

Matur und auch beim Dienstrecht erreicht worden . Ich glaube , daß

es eines der besten G- esetze ist , das heuer hier verabschiedet wurde.

über Initiative des Stadtrat ^ s Riemer wurden heuer zwei

blinde Stenotypistinnen eingestellt . Er hat sich durch diese

soziale und menschliche Einstellung nicht nur die Sympathien
unserer blinden Mitbürger , sondern wohl auch aller 'Wiener und

Wienerinnen erworben . ( Beifall bei den Sozialisten . ) Han sollte
auf diesem Wege fortschreiten , denn es geht darum , den Blinden
das Gefühl der Vollwertigkeit zu geben . Wir müssen unseren blinden

Mitbürgern das Bewußtsein verschaffen , daß sie nützliche Bürger
dieser Stadt sein können . /
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Die Personalscimlungen sollen insbesondere jene Bedienstete

erfassen , die mit dem Publikum im direkten Kontakt sind . Dir

wissen , daß es den Bediensteten der Stadt manchmal sehr schwer ge¬

macht wird , höflich zu sein . Dir wissen aber auch , daß es manche

Bedienstete gibt , die nicht immer den richtigen Ton finden . Der

größte Teil der Bediensteten aber versieht seinen Dienst muster¬

gültig und zuvorkommend . ( Beifall bei der SPÖ » ) Vierden aber diese

Bediensteten auch wirklich bemerkt und irgendwie hervorgehoben

und belohnt ? Seit einiger Zeit gibt es " Verkehrskavaliere " . Soll¬

ten wir nicht versuchen , auch unter unseren städtischen Bedienste¬

ten solche ' Kavaliere zu suchen ? Dir finden sie , wenn wir sie

suchen . Man sollte diese Kavaliere auch belohnen , denn auch das ist

eine Art der Erziehung . In der Erziehung gilt nicht nur die Sträfe,

sondern auch die Belohnung . Ich habe das Gefühl , daß wir mitunter

zu wenig von diesem Erziehungsmittel Gebrauch machen ( Zustimmung

bei der SPÖ . ) Wir müssen viel mehr als bisher versuchen , unter

unseren städtischen Angestellten das Bewußtsein waclizurnfen , daß

ein guter Beamter nur der sein kann , der zugleich ein Diener des

Volkes sein will , Wir haben alle ein Interesse daran , daß ein ge¬

wisses Unbehagen gegenüber Ämtern und Behörden , das vielleicht

noch ein Überbleibsel aus der faschistischen Zeit ist , beseitigt

wird und daß zwischen den Bediensteten der Stadt und der jjO—

völkerung ein vertrauensvolles Verhältnis hergestellt wird#

. Der Redner kommt auf die von ÖVP- Seite vorgebra .chten Be¬

schwerden über die Personalpolitik der Gemeinde Vien zu sprechen

und - hält dem die Personalpolitik beim Land Riederösterreich und

in verschiedenen anderen Ländern und Bundesdienststellen ent¬

gegen und erklärte Die undemokratischen Methoden , die man uns

hier vorwirft , werden dort angewendet . Einem Bericht an den

Landesparteitag der ÖVP Niederösterreich ist zu entnehmen , daß

von 2 . 052 positiven Personalmaßnahmen nur insgesamt 35 ? also

1 . 7 Prozent , Sozialisten betrafen . Die in dem Bericht angeführten

Beispiele sprechen deutlich genug.
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Wir sind dafür , daß die Posten in der öffentlichen Verwaltung

nach den Fähigkeiten der Bewerber vergeben werden . Wenn die ÖVP

für eine unparteiische Vergebung der Posten ist , dann wird sie dem

im Parlament vorliegenden sozialistischen Antrag auf öffentliche

Ausschreibung der Posten zustimmen.
Der Redner schließt mit einem Dank an alle Angestellten der

Stadt , die ihren Dienst gewissenhaft erfüllt haben , und gibt namens

seiner Fraktion die Zustimmung zu den Ansätzen dieser Geschäfts¬

gruppe , ( Lebhafter Beifall bei den Sozialisten . )
Stadtrat Riemer beschäftigt sich in seinem Schlußwort zunächst

mit den Ausführungen des ÖVP - Redners . Dieser hat von einem Diktat

von einer Partei auf personalpolitischen Gebiet gesprochen . Biesen

Vorwurf hört man von der ÖVP jedes Jahr , weil die Redner der Volks¬

partei über kein Material verfügen , um diese Behauptungen unter¬

mauern zu können . Stadtrat Riemer weist darauf hin , daß alle Lei¬

terposten , soweit es sich um das Ressort eines ÖVP - Stadtrates han¬

delt , einvernehmlich besetzt werden . Alle Aufnahmen werden jedoch
nach wie vor nach dem fachlichen Können und nach dem Leumund vor¬

genommen . Daß unter den Neuaufnahmen auch Leute sind , die der SPO

angehören , ist selbstverständlich . Der Referent wies daher alle

Pauschalverdächtigungen zurück . Stadtrat Riemer beschäftigt sich

im weiteren mit der vom ÖVP - Rcdner vorgebrachten Kritik und wider¬

legte die Anschuldigungen , Der Personalbedarf bei der Baupolizei
könnte behoben werden , wenn das Angebot an Baufachleuten entspre¬
chend wäre . Der geringere Personalstand beim Stadtgartenamt er¬

gibt sich daraus , weil in der letzten Zeit ein Teil der Arbeiten

von Gewerbebetrieben durchgeführt wurden . Es ist also gerade das

geschehen , was die ÖVP immer verlangt . Was die Kritik an der Dienst¬

ordnung betrifft , so sind diese Dinge aus den Forderungen der Ge¬

werkschaft bekannt . Darüber wird in der nächsten Zeit verhandelt

werden . Zu den Vorschüssen bemerkte der Stadtrat,daß auch bei der

Gemeinde Wien zinsenlose Darlehen in Notstandsfällen gegeben wer¬
den , darüber hinaus aber gibt es noch eine Darlehenseinrichtung für

Anschaffungen . Diese Darlehen werden zu 3 y2 Prozent verzinst.

Zu den Ausführungen dos sozialistischen Debattenredners über

einige Beispiele von besonders gutem Vorhalten städtischer Ange¬
stellter , sagte Stadtrat Riemer , soweit solche Fälle bekannt wer-
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den , wird auch ein Weg gefunden , um diesen vorbildlichen Bedien¬

steten eine Anerkennung zukommen zu lassen.

Stadtrat Riemer stellte ferner fest , daß er sich schon in

seinem Referat mit der Frage der Erziehung , Schulung und Nach¬

schulung der Bediensteten beschäftigt hat . Er werde auch die An¬

regung des GR . Graczoll aufgreifen . Wenn gesagt wurde , daß in

der Bevölkerung ein gewisses Unbehagen gegenüber Ämtern und Behör¬

den bestehe , ist dies richtig . Dieses Unbehagen müsse bekämpft und

überwunden werden . Auch dazu werden die Erziehungsarbehrund die

Kurse für die Beamten helfen . Die Zusammenarbeit mit der Gewerk¬

schaft * erfolgt im guten Einvernehmen . Ein großer Teil seiner Ar¬

beitszeit , erklärt Stadtrat Riemer , diene Besprechungen und Ver¬

handlungen mit Funktionären , Vertrauensmännern oder einem größeren
Kreis von Gewerkschaftern , Es besteht eine wirkliche ^ Zusammenar¬

beit zwischen Gewerkschaft und Verwaltung , So weit es in seiner

Kraft und seinem Wirken liegt , werde diese Zusammenarbeit ver¬

tieft und erweitert werden . Die Anträge des GR . Soswinski bittet

der Referent abzulehnen.

Bei der Abstimmung wurde der Antrag des Referenten ohne die

Stimmen der VO angenommen . Die beiden Anträge des GR . Dr . Soswinsk

( VO ) wurden gegen die Stimmen der VO abgelehnt.

Die Beratungen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt
Wien für das Jahr 1957 werden morgen Dienstag , um 9 Uhr früh ], mit

dem 3 . Hauptstück - Kultur , Volksbildung und Schulverwaltung -

fortgesetzt . Berichterstatter ist Stadtrat Mandl.
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Rinderhauptmarkt vom 17 . Dezember

17 . Dezember ( RK ) Unverkauft von der Vorwoche : 13 Ochsen,

1 Stier 9 17 Kühe , Summe 31 . Neuzufuhren Inlands 284 Ochsen,

1. 66 Stiere , 1 . 050 Kühe , 146 Kalbinnen , Summe 1 . 646 . Neuzufuhren

aus Jugoslawien :; 28 Stiere , Gosamtauftrieb ; 297 Ochsen , 195

Stiere , 1 . 067 Kühe , 146 Kalbinnen , Summe 1 . 705 . unverkaufte

7 Ochsen , 2 Stiere , 30 Kühe , Summe 39 . Verkaufte 290 Ochsen,

193 Stiere , 1 . 037 Kühe, . 146 Kalo innen , Summe 1 . 666.

Preise ; Ochsen 8 . 50 bis 11 . 40 S , Extremware 11 . 50 bis 12 S,

Stiere 10 bis 11 . 70 S , Extremware 11 . 80 bis 12 S , mühe 7 . 20 Dis

10 S , Extrem ' are 10 . 20 bis 10 . 50 S , Kalbinnen 9 . 50 ois 11 . 30 S,

Extremwäre 11 . 40 bis 11 * 70 S , Beinlvieh , Kühe 6 ois 8 . 20 S,

Ochsen und Kalbinnen 7 * 20 bis 9 . 50 S . Eür Inlandrinder erhöhoe

sich der Durchschnittspreis bei Ochsen um 6 Groschen , Stiere um

2 Groschen , Kühe um 1 Groschen . und ermäßigte sich bei Kalbinnen

um 8 Groschen . Beinlvieh notierte behauptet . Die Durchschnitts¬

preise betragen demnach für Ochsen 9 . 87 S , Kühe 7 * 82 S , obrere

10 . 76 S , Kalbinnen 9 . 86 S . Jugoslawische Stiere notierten von

10 . 50 bis 11 S.
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